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Liebe Leserin, lieber Leser,

2014 wurde die Berliner Ein-

richtung zur Sicherungsver-

wahrung auf dem Geländer 

der JVA Tegel in Betrieb 

genommen. Die fachliche 

Leiterin dieser SV-

Einrichtung, die Psychothe-

rapeutin Silvia Carini, stellt 

uns in der 39. Ausgabe un-

seres Justiz-Newsletters das 

Behandlungskonzept vor. Sie 

beleuchtet einige spezifische 

Probleme, die die Gesetzes-

änderungen in 2013 nach 

sich ziehen und nennt As-

pekte, die für eine Neujustie-

rung der Behandlung von 

Sicherungsverwahrten in 

Berlin diskutiert werden soll-

ten.

Im Jahr 2022 gab es 

laut Verfassungsschutzbe-

richt 38.800 Rechtsextremis-

ten in Deutschland. Mit 

20.967 Delikten, darunter 

1.016 Gewaltdelikte, bewegt 

sich die Zahl der rechtsextre-

mistischen Straftaten auf 

einem sehr hohen Niveau. 

Achim Bröhenhorst arbeitet 

seit über zehn Jahren beim 

Landes-Demokratiezentrum 

Niedersachsen. Er erläutert 

die aktuellen rechtsextremis-

tischen Entwicklungen und 

wirft dabei für uns einen be-

sonderen Blick auf die Aus-

wirkungen auf den Justizvoll-

zug. 

Das Controlling im nieder-

sächsischen Justizvollzug 

feiert in diesem Jahr seinen 

20. Geburtstag. Michael Cor-

des vom Niedersächsischen 

Justizministerium hat das 

Controllingssystem maßgeb-

lich entwickelt und gestaltet. 

Er ist von Anfang an dabei 

und nimmt dieses Jubiläum 

zum Anlass, Bilanz zu ziehen 

und die Ziele und Erwartun-

gen zu reflektieren.

Unser Vollzugsrecht-Experte 

Michael Schäfersküpper von 

der Fachhochschule für 

Rechtspflege Nordrhein-

Westfalen erläutert uns die-

ses Mal den schriftlichen 

Bescheid in Vollzugssachen 

und beantwortet die Frage, 

ob das wirklich sein muss.

Der Frauenanteil unter den 

Strafgefangenen beträgt 

derzeit 5,9 Prozent. Damit 

bilden weibliche Gefangene 

eine relativ kleine Gruppe 

in den deutschen Justizvoll-

zugsanstalten. Professorin 

Dr. Rita Haferkamp von der 

Eberhard-Karls-Universität in 

Tübingen beleuchtet den 

Frauenstrafvollzug näher und 

stellt fest, dass eine Weiter-

entwicklung notwendig ist, 

um den damit zusammen-

hängenden bestehenden 

strukturellen Benachteiligun-

gen entgegenzuwirken. 

Wir wünschen Ihnen viel 

Spaß beim Lesen! 

Herzliche Grüße aus Celle 

sendet Ihnen

   Michael Franke
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setzgebung zeigt sich, 

dass die Umsetzung 

einiger dieser Gebote in 

den Behandlungsalltag 

nicht immer selbstver-

ständlich ist und sich für 

die Behandler*innen 

Herausforderungen er-

geben, die in dem Pro-

zess der Gesetzgebung 

nicht vorgesehen waren. 

Lost in Translation - Motivierungsgebot, Abstandsgebot und 

Freiheitsorientierung in der Berliner Einrichtung zum Vollzug 

der Sicherungsverwahrung: Zwischen Rechtsprechung und 

praktischer Umsetzung
von Silvia Cardini

LOST IN TRANSLATION

Seit der Entscheidung 

des Bundesverfassungs-

gerichts vom 04.05.2011 

haben die Bundesländer 

und die Justizvollzugs-

anstalten versucht, die 

dort formulierten rechtli-

chen Anforderungen an 

die Behandlung der Si-

cherungsverwahrten in 

bauliche, allgemeinbe-

handlerische, sozialarbei-

terische und psychothe-

rapeutische Konzepte 

umzusetzen. Diese Ent-

scheidung führte wiede-

rum zum neuen Berliner 

Sicherungsverwahrungs-

vollzugsgesetz vom 

27.03.2013. 

Nach zehn Jahren Erfah-

rung mit der neuen Ge-

men und befindet sich 

auf dem Gelände 

der Justizvollzugsanstalt 

Tegel in Berlin. Die Ge-

fangenen wohnen in mo-

dernen, ca. 20 qm gro-

ßen Zimmern mit Kü-

chenzeile und eigenem 

Bad. Der Neubau verfügt 

über einen Garten, der 

mit einem Basketball-/ 

Kleinfußballfeld, einem 

Teich mit Fischen, Grill-

plätzen, Tischen und 

Sitzgelegenheiten sowie 

Neujustierung der Be-

handlung Sicherungsver-

wahrter in Berlin einer 

weiteren Diskussion und 

Vertiefung bedürfen.

Die Berliner Einrich-

tung zum Vollzug der 

Sicherungsverwahrung

Die Berliner Einrichtung 

zum Vollzug der Siche-

rungsverwahrung wurde 

2014 im Betrieb genom-

Auf eine ausführliche 

historische Rekapitulati-

on der Entwicklung der 

Sicherungsverwahrung1

wird im Rahmen dieser 

Arbeit verzichtet. Zu-

nächst wird das Behand-

lungskonzept für Siche-

rungsverwahrte in der 

Berliner Einrichtung 

dargestellt.  Danach wird 

auf einige spezifische 

Neben- und Wechselwir-

kungen eingegangen, die 

die Erreichung der Ziele 

der Gesetzesänderungen 

erschweren und teilweise 

konterkarieren. Diese 

Effekte sind für die Fra-

gestellung von besonde-

rem Interesse und wer-

den in der Arbeit beispiel-

haft näher beleuchtet. Im 

Ausblick werden dann 

die Aspekte herausgear-

beitet, die für eine 

Silvia Carini

Psychologische Psychothera-

peutin

Fachliche Leiterin der Berliner 

Einrichtung zum Vollzug der 

Sicherungsverwahrung in der 

Justizvollzugsanstalt Tegel

einem Schachfeld ausge-

stattet ist.

Die Einrichtung hat 

eine milieutherapeutische 

Ausrichtung, in der 

ein multiprofessionelles 

Team sowie Aspekte der 

Gestaltung (bauliche Ge-

gebenheiten, Abläufe 

und Regeln, therapeuti-

sche Gemeinschaft der 

Untergebrachten, alle 

Angebote innerhalb und 

außerhalb der Einrich-

tung) zusammenwirken. Die Justizvollzugsanstalt Tegel in Berlin
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(Zentralstelle SPREE) 

angebunden. 

Nach 10 Jahren wurde 

im behandlerischen All-

tag der Einfluss dieser 

gesetzlichen Vorgaben 

und ihrer Umsetzung 

auf verschiedene As-

pekte der Allgemeinbe-

handlung und Psycho-

therapie im Berliner 

Vollzug der Sicherungs-

verwahrung beobachtet. 

Diese werden im Fol-

genden beschrieben.

bung dieser Maßnahmen 

ist auch die Verlegung 

der Verwahrten in den 

hauseigenen offenen 

Vollzug zur Vorbereitung 

der Entlassung vorgese-

hen. Der Untergebrachte 

wird an die Sozialen 

Dienste der Justiz 

und an die Forensisch-

Therapeutische Ambu-

lanz (FTA) der Charité 

angebunden, die Wohnsi-

tuation geklärt und in Ein-

zelfällen an das Landes-

kriminalamt Berlin 

„Es besteht keine 

Arbeitspflicht für die 

Untergebrachten, dennoch 

werden alle Untergebrachten 

regelmäßig zur 

Arbeitsaufnahme in einem 

Anstaltsbetrieb sowie zur 

Teilnahme an internen 

Qualifizierungsmaßnahmen 

motiviert.“

Korbflechterei).

Es besteht keine Ar-

beitspflicht für die Unter-

gebrachten, dennoch 

werden alle Unterge-

brachten regelmäßig zur 

Arbeitsaufnahme in ei-

nem Anstaltsbetrieb so-

wie zur Teilnahme an 

internen Qualifizierungs-

maßnahmen motiviert. 

Durch verschiedene 

anstaltsinterne Freizeit-

angebote wird eine sinn-

volle Freizeitgestaltung 

angeregt (Gartenpflege, 

Tierpflege, Imkerei, 

Kunst-, Musik- und Bas-

telgruppen, indoor und 

outdoor Sport, Bibliothe-

knutzung, Schach, 

usw.). Es werden dar-

über hinaus regelmäßige 

Wohngruppenversamm-

lungen und andere For-

men von Wohngruppen-

aktivitäten angeboten, 

an denen die Unterge-

brachten der gesamten 

Station teilnehmen kön-

nen (gemeinsames 

Für die Behandlung eines 

Untergebrachten sind 

ein/e Sozialarbeiter/in 

und ein/e Psychothe-

rapeut/in sowie ein festes 

Stationsteam von Beam-

ten des Allgemeinen Voll-

zugsdienstes zuständig. 

Das Behandlungsange-

bot der Einrichtung um-

fasst in der Regel wö-

chentliche Einzelgesprä-

che, therapeutische 

Gruppenangebote und 

therapeutische Werkstät-

ten (Fahrradwerksatt, 

sich nach eigenen Wün-

schen selbst verpflegen. 

Sie erhalten dann nicht 

mehr die sonst angebo-

tene tägliche Anstalts-

verpflegung, sondern für 

jeden Tag der Selbst-

verpflegung einen Geld-

betrag. Die Einrichtung 

stellt vielfältige Möglich-

keiten zur Verfügung, 

um soziale Kontakte zu 

Personen außerhalb 

des Vollzuges zu knüp-

fen, aufrechtzuerhalten 

und zu stärken. Eben-

Frühstück oder Kochen, 

Gestaltung der Gemein-

schaftsräume, Gemein-

schaftsspiele usw.). Je-

der Untergebrachte hat 

prinzipiell die Möglichkeit, 

sich weitgehend in der 

gesamten Einrichtung 

und im Garten bzw. auf 

dem Freistundenhof frei 

zu bewegen, lediglich 

während der Nachtruhe 

(21.15 Uhr bis 06.00 Uhr) 

ist die Bewegungsfreiheit 

eingeschränkt. Siche-

rungsverwahrte können 

LOST IN TRANSLATION

Therapiemotivation 

und Motivierungsge-

bot 

Dass die Therapiemoti-

vation und insbesondere 

die Veränderungsbereit-

schaft ein wichtiger 

Wirkfaktor der Psycho-

therapie ist, wurde in-

zwischen vielfach empi-

risch belegt.2 Viele der 

Verwahrten zeigen je-

doch wenig "Leidens-

druck", weil sie aufgrund 

eines impliziten Mangels 

falls steht den Verwahr-

ten die Videotelefonie 

(Skype) zur Verfügung. 

Vollzugsöffnende Maß-

nahmen werden in Form 

von Ausführungen 

(begleitet durch zwei 

oder einen Bedienste-

ten), begleitete und un-

begleitete Ausgänge, 

Langzeitausgänge, Frei-

gang und - zur Vorberei-

tung der Entlassung -

zusammenhängenden 

Langzeitausgängen um-

gesetzt. Nach der Erpro-

„Viele der Verwahrten zeigen 

jedoch wenig ‚Leidensdruck‘, 

weil sie aufgrund eines 

impliziten Mangels 

an Empathie und 

Verantwortungsgefühl das 

Problem der Gesellschaft 

nicht mitfühlen können und 

unter ihrem eigenen Verhalten 

nicht leiden.“
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den Behandler/innen in 

der Anstalt erstellten) 

Legalprognose und der 

Einschätzung, ob die 

Anstalt ihrer Pflicht 

nachgekommen ist, dem 

Untergebrachten alle 

möglichen und fachlich 

angemessenen thera-

peutischen Behandlun-

gen anzubieten. Dies 

hat zur Folge, dass die, 

manchmal fragile, be-

handlerische Beziehung 

zwischen Behandler/in 

und Verwahrten sowohl 

durch die oft als krän-

Bedingungen (Zwangs-

kontext) und der be-

schriebenen inneren Fak-

toren  dementsprechend 

sehr mühsam und lang-

wierig. 

Zieht man die juristische 

Komponente hinzu, er-

weist sich die Entwick-

lung der Therapiemotiva-

tion als noch mühsamer: 

Die Strafvollstreckungs-

kammer entscheidet jähr-

lich über die Fortdauer 

der Maßnahme auf der 

Grundlage der (oft von 

schen Verhaltens, was 

insbesondere bei Men-

schen mit einer dissozi-

alen Persönlichkeitsstö-

rung (die als „Haupt-

störung“ bei den Siche-

rungsverwahrten ange-

sehen werden kann3), 

grundsätzlich problema-

tisch ist, da Rationalisie-

rung und Schuldver-

schiebung als diagnosti-

sches Kriterium für die 

dissoziale Persönlich-

keitsstörung gelten (s. 

ICD-10: F60.20). Thera-

piemotivation kann auch 

nur entstehen, wenn der 

Verwahrte Psychothera-

pie als taugliches Mittel 

zur Verhaltensänderung 

anerkennt. Gerade Si-

cherungsverwahrte ha-

ben jedoch unterschiedli-

che, oft langjährige Vor-

erfahrungen mit Thera-

pieversuchen: Nach der 

Evaluation von Prof. 

Dahle aus dem Jahr 

2017 haben 

an Empathie und Verant-

wortungsgefühl das Prob-

lem der Gesellschaft 

nicht mitfühlen können 

und unter ihrem eigenen 

Verhalten nicht leiden. 

Neben dem Leidensdruck 

ist ein weiterer Aspekt 

der Therapiemotivation 

die individuelle Bewer-

tung der Therapie als 

zielführende Handlungs-

möglichkeit. Dies impli-

ziert die internale Attribu-

tion eines problemati-

LOST IN TRANSLATION

kend erlebte objektive 

Einschätzung des/der 

Behandler/in als auch 

durch die hypothetische 

Möglichkeit einer kurz-

fristigen Entlassung 

(aufgrund eines mög-

licherweise unzu-

reichenden Behand-

lungsangebots) häufig 

irritiert wird. Das führt 

wiederum nicht selten 

zu einem Desinteresse 

oder einer inneren Ab-

lehnung des Verwahrten 

gegenüber dem gemein-

samen Behandlungs-

handlungen im Vollzug 

zuvor erlebt, 60 % wa-

ren bereits in der Ver-

gangenheit in der SothA 

und 50 % im Maßregel-

vollzug behandelt wor-

den.4 Das führt zu unter-

schiedlichen, oft negati-

ven Erwartungen an die 

Wirksamkeit solcher 

Hilfsangebote. Der Pro-

zess der Entwicklung 

von Veränderungsbereit-

schaft und der Aushand-

lung eines gemeinsamen 

Therapieanliegens ist 

aufgrund der äußeren 

94 % der Sicherungsver-

wahrten gescheiterte Be-

„Zieht man die juristische 

Komponente hinzu, erweist 

sich die Entwicklung der 

Therapiemotivation als noch 

mühsamer.“
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Verwahrten im Land 

Berlin im Jahr 2019 

durchschnittlich 8,1 Jah-

re in Strafhaft und 6,7 

Jahre in Sicherungsver-

wahrung verbracht. Ins-

gesamt hatten sie zuvor 

durchschnittlich 12,7 

Jahre in Haft verbüßt: 

Insofern ist es wichtig, 

sich mit den Auswirkun-

gen der Isolation von 

der Gesellschaft ausei-

nanderzusetzen. 

Obwohl nichts mit einem 

Subkultur (Tausch und 

Verkauf von Gütern) an-

heizen. Unter diesem 

Aspekt ist die Umsetzung 

des Individualisierungs-

gebotes bei der Motivati-

onsarbeit kaum realisier-

bar.

Entkopplung aus der 

realen Welt in Freiheit, 

Hospitalisierung, Priso-

nierung 

Nach der deskriptiv-

qualitativen Analyse von 

Sauter et al.8 hatten die 

„All dies führt mitunter dazu, 

dass die Sicherungs-

verwahrten an 

Behandlungsmaßnahmen 

teilnehmen, um entlassen zu 

werden (was eine legitime 

erste Motivation sein kann), 

ohne für sich selbst ein 

Veränderungsziel im eigenen 

Verhalten wirklich definieren 

zu können.“

ten Rahmenbedingun-

gen (Behandlung und 

rechtlicher Kontext) der 

Einrichtung zum Vollzug 

der Sicherungsverwah-

rung die therapeutische 

Allianz und damit die 

Behandlung negativ be-

einflussen.

All dies führt mitunter 

dazu, dass die Siche-

rungsverwahrten an Be-

handlungsmaßnahmen 

teilnehmen, um entlas-

sen zu werden (was 

eine legitime erste Moti-

vation sein kann), ohne 

für sich selbst ein Verän-

derungsziel im eigenen 

Verhalten wirklich defi-

nieren zu können. Dies 

wiederum resultiert in 

der Regel nicht in einem 

für den Untergebrachten 

messbaren Fortschritt in 

der Behandlung und 

deswegen auch nicht in 

der Ausgestaltung der 

Unterbringung (z.B. 

durch weitgehende voll-

zugsöffnende Maßnah-

weg. Vor dem Hinter-

grund, dass die Bezie-

hung und therapeutische 

Allianz zwischen Behand-

ler/in und Patient ein be-

deutsamer Wirkfaktoren 

bei der therapeutischen 

Behandlung im Allgemei-

nen und von Persönlich-

keitsstörungen im Beson-

deren darstellt5 und dass 

Persönlichkeitsstörungen 

in der Regel Schwierig-

keiten beim Beziehungs-

aufbau aufweisen6, wird 

deutlich, wie die doppel-

LOST IN TRANSLATION

Leben in Freiheit und 

Autonomie vergleichbar 

ist, haben das Ab-

standsgebot und der 

neue Ausstattungsstan-

dard in der JVA Tegel 

den Nebeneffekt, dass 

eine relativ ruhige, ge-

pflegte und großzügige 

Unterkunft zur Verfü-

gung steht. Durch den 

Wegfall der Arbeits-

pflicht entfällt nicht nur 

die Notwendigkeit, für 

die Miete und die eigene 

Verpflegung zu arbeiten, 

Denkbaren verhaltens-

therapeutischen Model-

len, die eine stringente 

und zeitnahe Anreiz-

steuerung (zum Beispiel 

die „Token Economy“7) 

vorsehen, sind insofern 

Grenzen gesetzt, als 

aufgrund der Sicherheit 

und der meist langwieri-

gen Entscheidungspro-

zesse nur wenige wirk-

lich interessante Anreize 

(wie z.B. Freiheitsgrade) 

geschaffen werden kön-

nen. Auch die Schaffung 

men): Die Wahrnehmung 

der Sicherungsverwahr-

ten „ich tue alles und es 

passiert nichts“ bewirkt 

wiederum einen Verlust 

der ursprünglichen Moti-

vation und minimiert die 

Selbstwirksamkeit der 

Sicherungsverwahrten.

Im Alltag erscheint die 

geforderte Motivationsar-

beit daher sowohl für die 

Behandler/innen als auch 

für die Verwahrten müh-

sam und oft frustrierend. 

spezifischer Anreize für 

individuelle Motivations-

prozesse scheitert an 

der Unterbringungsform 

selbst: Die Genehmi-

gung von interessanten 

„Gütern“ (Handy, Unter-

haltungstechnik, Kon-

sumgüter) nur für einzel-

ne, therapiemotivierte 

Untergebrachte würde 

nicht nur zu Klagewellen 

der anderen Verwahrten 

(die diese Güter nicht 

haben dürfen) führen, 

sondern auch die interne 

„Insofern ist es wichtig, sich 

mit den Auswirkungen der 

Isolation von der Gesellschaft 

auseinanderzusetzen.“
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nahme von Selbstfürsor-

ge und Selbstverantwor-

tung können also ein 

Effekt der Gestaltung 

der Einrichtung zum 

Vollzug der Sicherungs-

verwahrung und des 

Abstandgebots sein. Bei 

zunehmender Unterbrin-

gungsdauer gewöhnen 

sich die Untergebrach-

ten an normale Abläufe 

in Freiheit ab: Die Not-

wendigkeit zu arbeiten, 

den Tag zu strukturie-

ren, Termine langfristig 

Freiheit kostenpflichtig 

sind - Billard, moderne 

Fitnessräume, Bienen-

zucht, Tierpflege, betreu-

te Kreativkurse etc. -, 

schnelle ärztliche Be-

handlung (Arztbesuch am 

selben Tag), regelmäßige 

Termine beim Urkunds-

beamten sowie beim am-

bulanten Bürgeramt. Die 

Entstehung von realitäts-

fernen Erwartungen an 

die Freiheit, Autonomie-

verlust sowie eine Ab-

„Auch bei der 

Entlassungsvorbereitung 

stellen die Verwahrten häufig 

fest, dass die finanzielle 

Perspektive und die 

Betreuung in Freiheit nicht 

annähernd mit der in der JVA 

Tegel vergleichbar ist.“

peutischen Aspekten 

auch zu Rückschritten in 

der sozialen und organi-

satorischen Kompetenz 

führen kann. Bei man-

chen Sicherungsver-

wahrten entsteht eine 

Art Parallelwelt, die 

nicht nur Unannehmlich-

keiten mit sich bringt. 

Neben den klassischen 

Hospitalisierungseffek-

ten bei Freiheitsentzie-

hung9 entwickeln sich so 

bei den Sicherungsver-

wahrten spezifische Ge-

wohnheiten und insbe-

sondere Anspruchshal-

tungen, die mit der Aus-

gestaltung der Maßregel 

und den rechtlichen 

Rahmenbedingungen 

zusammenhängen, die 

vom Standard des Le-

bens in Freiheit weit ent-

fernt sind und therapeu-

tisch hinderlich sein kön-

nen. Ein beispielhafter 

Fall ist der Verwahrte, 

der der aufgrund seiner 

Impulskontrollstörung 

und der mangelnden 

sondern auch die Tages-

strukturierung und die 

kognitive Förderung. 

Durch die hohe Betreu-

ungsdichte und die per-

manente Ansprechbarkeit 

des Personals entsteht 

zudem ein künstliches, 

immer verfügbares - und 

durch den professionel-

len Hintergrund und Auf-

trag sehr tolerantes - so-

ziales System, das in 

Freiheit in der Regel nicht 

vorhanden ist und das 

neben positiven thera-

LOST IN TRANSLATION

zu planen und dann 

auch wahrzunehmen, 

wird oft nicht mehr emp-

funden. In Verbindung 

mit den Rechtsansprü-

chen, z.B. auf medizini-

sche Behandlung oder 

finanzielle Unterstüt-

zung, führt dies dazu, 

dass sich manche Ver-

wahrte mit Blick auf eine 

mögliche Entlassung 

fragen, ob es sich lohnt, 

entlassen zu werden. 

Gleichzeitig ist jedoch 

rung oder Individualisie-

rung, die oft aggressiv 

mit der Androhung und 

Durchführung rechtli-

cher Schritte vorgetra-

gen wird und die Kapa-

zitäten und Ressourcen 

des Personals überstra-

paziert, in den Hinter-

grund gedrängt werden.

Auch bei der Entlas-

sungsvorbereitung stel-

len die Verwahrten häu-

fig fest, dass die finanzi-

elle Perspektive und die 

Anerkennung der Gren-

zen des Gegenübers sei-

ne Anliegen täglich, 

unangekündigt und un-

strukturiert dem/der Sozi-

alarbeiter/in oder Psycho-

log/in vorträgt, anstatt sie 

zu bündeln und beim 

nächsten Termin vorzu-

bringen. Die Behandlung 

eines als wichtig erachte-

ten Themas (Grenze er-

kennen und akzeptieren) 

kann zum Beispiel durch 

den Verweis auf die For-

derung nach Intensivie-

Betreuung in Freiheit 

nicht annähernd mit der 

in der JVA Tegel ver-

gleichbar ist. Die Ver-

wahrten entwickeln, 

u. a. geleitet von dem 

Konzept des „Sonder-

opfers“10, Ansprüche, die 

außerhalb der Anstalt 

nicht nur unrealistisch 

sind, sondern sich auch 

negativ auf ihre Resozia-

lisierung auswirken: Kos-

tenlose Unterhaltung in 

Form von verschiedenen 

Aktivitäten, die in der 

„Bei zunehmender 

Unterbringungsdauer 

gewöhnen sich die 

Untergebrachten an normale 

Abläufe in Freiheit ab.“
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weniger psychisch be-

lasteten oder vitaleren 

Insassen erhalten. Dies 

wiederum hat zur Folge, 

dass die eigene Sicht-

weise und eine wenig 

prosoziale Kultur weit-

gehend bestätigt wer-

den.

Die Freiheitsorientie-

rung

Wie bereits ausgeführt, 

handelt es sich bei der 

Entscheidung über die 

Gewährung von Voll-

Vollzugsanstalt fast voll-

ständig aufgehoben wird: 

Was die Verwahrten ge-

meinsam haben, sind 

schwerwiegende Delin-

quenz, hohe Rückfallge-

fahr und Persönlichkeits-

störungen. Dies führt 

nicht nur dazu, dass sie 

sich an eine Gefängnis-

kultur anpassen, die die 

reale Gesellschaft wenig 

widerspiegelt, sondern 

auch dazu, dass sie we-

nig Input von jüngeren, 

„Die künstlich geschaffene 

Gemeinschaft eines 

Gefängnisses wird durch das 

Abstandsgebot insofern 

verstärkt, als die 

Durchmischung einer 

Vollzugsanstalt fast 

vollständig aufgehoben wird.“

chen Entlassung, die 

darin besteht, dass der 

Sicherungsverwahrte 

einerseits Behandlung 

und Entlassung für sich 

einfordert, sie aber 

gleichzeitig durch 

Fernbleiben von Be-

handlungsmaßnahmen, 

Nichtwahrnehmung 

niedrigschwelliger voll-

zugsöffnender Maßnah-

men, aggressiv vorge-

tragene Auseinander-

setzungen mit den Be-

handler/innen über un-

realistische Anliegen und 

grobe Regelverstöße 

immer wieder unbewusst 

sabotiert. 

Jüngere Sicherungsver-

wahrte hingegen verpas-

sen manchmal in dieser 

„Parallelwelt“ entschei-

dende Schritte des Er-

wachsenwerdens und 

werden insofern 

„konserviert“, als sie sich 

zum Teil ohne Verant-

wortung und erfüllte Ent-

wicklungsaufgaben oft in 

die Unterbringung „so zu 

gestalten, dass die Per-

spektive der Wiedererlan-

gung der Freiheit die Pra-

xis der Unterbringung 

erkennbar bestimmt“.11

Aus diesem Konflikt ent-

wickeln sich mehrere 

Aspekte, die der Zieler-

reichung der Maßregel im 

Wege stehen: Einige, vor 

allem ältere Sicherungs-

verwahrte, entwickeln 

eine mehr oder weniger 

bewusste Ambivalenz 

gegenüber einer mögli-

LOST IN TRANSLATION

zugslockerungen nicht 

nur um eine rechtliche, 

sondern auch um eine 

therapeutische Ent-

scheidung. In der Berli-

ner Justiz wird die Ent-

scheidung über Locke-

rungsmaßnahmen auf 

der Grundlage eines 

multiprofessionellen 

Fachverstands getrof-

fen: Psychologisch 

(interne und externe 

Gutachten), juristisch 

(Teil- und Anstaltslei-

tung, ggf. Strafvollstre-

Gerade bei Verwahrten, 

die keinen Kontakt zu 

Behandler/innen zulas-

sen, nehmen die organi-

satorischen und kogniti-

ven Fähigkeiten sowie 

die körperliche und kog-

nitive Belastbarkeit 

einem Alltag einrichten, 

der von Sport, Hobbys 

(oft Computerspielen), 

gelegentlichem Konsum 

leichter Drogen und, 

wenn sie diese wahrneh-

men, von Behandlungen 

bestimmt ist. Dies ähnelt 

jedoch einer kindlichen 

oder jugendlichen All-

tagsgestaltung, die die 

Übernahme von Verant-

wortung für ein Leben 

ohne weitere Straftaten 

behindern kann.  

deutlich ab, bei gleich-

zeitigem Ausbleiben von 

einer Verbesserung der 

Legalprognose. Dies 

steht dem Ziel der Reso-

zialisierung diametral 

entgegen, fördert Hospi-

talisierungsschäden und 

wird durch Prisonisie-

rungseffekte12 verstärkt. 

Die künstlich geschaffe-

ne Gemeinschaft eines 

Gefängnisses wird durch 

das Abstandsgebot inso-

fern verstärkt, als die 

Durchmischung einer 

Die Anstaltskirche der 

Justizvollzugsanstalt Tegel

„Dies wiederum hat zur Folge, 

dass die eigene Sichtweise 

und eine wenig prosoziale 

Kultur weitgehend bestätigt 

werden.“
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rungsverwahrung in 

Berlin einige Neben-

und Wechselwirkungen, 

die eine weitere Nach-

justierung erforderlich 

machen. 

Eine größere Flexibilität 

bei den Lockerungsstu-

fen, in denen zum Bei-

spiel auch längere 

„Pausen“ ohne grund-

sätzlichen Widerruf des 

Lockerungsstatus mög-

lich sein sollten, wäre 

sehr sinnvoll: Damit 

Einrichtung führt und 

nicht immer zu befriedi-

genden Ergebnisse führt, 

weil zu viele Kompromis-

se eingegangen werden 

müssen, um den Ver-

wahrten „ein Dach über 

dem Kopf“ zu verschaf-

fen.   

Fazit und Ausblick

Nach zehn Jahren der 

Umsetzung der neuen 

Regeln zeigen sich im 

Alltag der Einrichtung 

zum Vollzug der Siche-

„Eine größere Flexibilität bei 

den Lockerungsstufen, in 

denen zum Beispiel auch 

längere ‚Pausen‘ ohne 

grundsätzlichen Widerruf des 

Lockerungsstatus möglich 

sein sollten, wäre sehr 

sinnvoll.“

Schwelle der Antragstel-

lung oder Rückstufung 

auf niedrigere Locke-

rungsgrade erhöhen. 

Ein flexibler, freiheitsori-

entierter und schnell 

anpassbarer individuel-

ler Umgang mit Frei-

heitsgraden ist damit 

nahezu unmöglich.

Die Daten der Krimino-

logischen Zentralstelle13

(Erhebungszeitraum 

2014 - 2020) bestätigen 

diese höheren Schwelle 

im Bundesgebiet: Es ist 

zwar insgesamt eine 

Zunahme der vollzugs-

öffnenden Maßnahmen 

zu verzeichnen, die An-

wendung von vollzugs-

öffnenden Maßnahmen 

mit höherem Freiheits-

grad ist bei Sicherungs-

verwahrten aber nach 

wie vor eher selten. Dies 

hängt natürlich auch mit 

dem subjektiv empfun-

denen und tatsächlichen 

Druck der Medien, der 

Öffentlichkeit und der 

ckungskammer), admi-

nistrativ/ politisch 

(Senatsverwaltung für 

Justiz und Verbraucher-

schutz). Diese verschie-

denen Sichtweisen kön-

nen sich widersprechen. 

Zudem ist dieser Prozess 

langwierig und schwerfäl-

lig. Selbst für relativ nie-

derschwellige Erweite-

rungen des Freiheitsgra-

des sind eine Reihe von 

Zustimmungen einzuho-

len, die natürlich den Pro-

zess verlängern bzw. die 

LOST IN TRANSLATION

könnten kleinere Regel-

verstöße, Irritationen im 

Verhalten des Verwahr-

ten oder plötzliche Un-

verbindlichkeit und Man-

gel an Transparenz des 

Verwahrten begegnet 

werden, ohne einen all-

zu großen formalen 

Rückschritt einzuleiten. 

Ein durchlässigeres und 

schnelleres Verfahren 

für Erlangung, Entzug 

und die Wiedererlan-

gung eines Lockerungs-

Häufig sind die Ver-

wahrten ebenfalls älter 

und benötigen Betreu-

ung und Pflege. Die 

Zahl der Einrichtungen 

in Freiheit, die nicht nur 

eine adäquate Unter-

bringung und Betreuung 

anbieten können, son-

dern auch die Verant-

wortung für einen ehe-

maligen Sicherungsver-

wahrten übernehmen 

und sich einen Umgang 

mit den begangenen 

Straftaten vorstellen 

Angst vor Missbrauch 

zusammen und deutet 

auf ein Klima der Übersi-

cherung bei Entschei-

dungsträgern und in der 

Gesellschaft hin.

Das Problem der Ent-

lassung

Die Verwahrten sind 

nach dem langen Frei-

heitsentzug hospitalisiert 

und oftmals nicht in der 

Lage, die „normalen“ 

Herausforderungen in 

Freiheit zu bewältigen. 

können, ist gering. Dies 

führt bei Entlassungen 

regelmäßig zu sehr auf-

wändigen Recherchen. 

Zusammen mit der be-

reits erwähnten An-

spruchshaltung mancher 

Sicherungsverwahrter 

und den teilweise unrea-

listischen Vorstellungen 

von den eigenen Fähig-

keiten ist dies ein müh-

samer Prozess, der nicht 

selten zu einer Überfor-

derung der Kapazitäten 

des Personals und der 

„Es ist zwar insgesamt eine 

Zunahme der 

vollzugsöffnenden 

Maßnahmen zu verzeichnen, 

die Anwendung von 

vollzugsöffnenden 

Maßnahmen mit höherem 

Freiheitsgrad ist bei 

Sicherungsverwahrten aber 

nach wie vor eher selten.“
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Gairing, S. K., de Tribo-
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Horvath AO., Del Re 

AC., Flückiger C. & Sy-

monds D. (2011), Alli-

ance in individual psy-

tut für medizinische Do-

kumentation (2013), ICD-

10: Internationale statisti-
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wandter Gesundheits-

probleme, 10. Revision. 

Springer.
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How central is the alli-

ance in psychotherapy? 
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meta-analysis. Journal of 

„Wünschenswert wäre auch 

eine kritische 

Auseinandersetzung auf 

rechtlicher und politischer 

Ebene mit den ursprünglichen 

Vorstellungen zu Behandlung 

und Abstandsgebot und deren 

Folgen, um die oben 

genannten Wechselwirkungen 

zu reduzieren.“

gen verbessert werden: 

Die Berliner Senatsver-

waltung für Justiz und 

Verbraucherschutz prüft 

derzeit, inwieweit ein 

Kooperationsprojekt mit 

Trägern finanziert wer-

den kann, um Wohnun-

gen für entlassene 

Sicherungsverwahrte 

langfristig freizuhalten, 

sodass ihnen eine si-

chere und angemesse-

ne Unterkunft nach der 

Entlassung zur Verfü-

gung stünde. 

Wünschenswert wäre 

auch eine kritische Aus-

einandersetzung auf 

rechtlicher und politi-

scher Ebene mit den 

ursprünglichen Vorstel-

lungen zu Behandlung 

und Abstandsgebot und 

deren Folgen, um die 

oben genannten Wech-

selwirkungen zu reduzie-

ren. 

Ein engerer Austausch 

mit den Richter/innen 

der Strafvollstreckungs-

status böte die Möglich-

keit, Verwahrte in ihrem 

Prozess der Wiederein-

gliederung in die Freiheit 

mit allen Unsicherheiten 

und kurzfristigen Fehlver-

halten, die dieser Pro-

zess zwangsläufig mit 

sich bringt, tatsächlich 

individuell und motivati-

onsfördend zu begleiten.

Zudem sollte die koordi-

nierte Zusammenarbeit 

mit möglichen Trägern 

von Nachsorgeeinrichtun-

LOST IN TRANSLATION

chotherapy. Psychothe-

rapy 48, S. 9-16. 

Kopp, D., Drenkhahn, 

K., Dünkel, F., Freyber-

ger, H.J., Spitzer, C., 

Barnow, S. & Dudeck, 

M. (2011), Psychische 
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RECHTSEXTREMISMUS

voll erscheinen mag. 

Daneben verändern sich 

die Themen- bzw. 

Schwerpunktsetzungen 

immer wieder auch regi-

onal, so dass manche 

Inhalte, Thematiken und 

Äußerungen heutzutage 

in einigen Regionen 

nicht mehr en vogue 

sind, obwohl sie in ande-

ren Bereichen größeres 

Mobilisierungspotential 

entfalten. Vor diesem 

Hintergrund kann dieser 

Rechtsextremismus - Ein Thema für den Justizvollzug
von Achim Bröhenhorst

In diesem Beitrag soll ein 

Versuch unternommen 

werden, aktuelle Entwick-

lungen des Rechtsextre-

mismus mit besonderem 

Blick auf Aspekte des 

Justizvollzugs darzustel-

len. Dabei soll vorausge-

schickt werden, dass es 

nicht DEN einheitlichen 

Rechtsextremismus und 

ebenso wenig DIE stere-

otype rechtsextreme Per-

son gibt. Unter dem Sam-

melbegriff Rechtsextre-

mismus finden sich ver-

schiedene Parteien, 

Gruppierungen und Zu-

sammenschlüsse, die 

sich teilweise ähneln, 

aber auch in bestimmten 

Bereichen einander ab-

lehnend gegenüberste-

hen. Es werden bei Be-

darf punktuelle Kooperati-

onen geschmiedet oder 

auch mal formale Abgren-

zung vorgenommen, 

wenn es strategisch sinn-

die den Vorrang der Ge-

meinschaft vor dem Indi-

viduum betonen, von der 

Unterordnung des Bür-

gers unter die Staatsrä-

son ausgehen und die 

den Wertepluralismus 

einer liberalen Demokra-

tie ablehnen und Demo-

kratisierung rückgängig 

machen wollen“1. Diese 

inhaltlichen Merkmale 

sind je nach Gruppe un-

terschiedlich stark aus-

geprägt. So begreifen 

alle Akteurinnen und 

als „die Gesamtheit von 

Einstellungen, Verhal-

tensweisen und Aktio-

nen, organisiert oder 

nicht, die von der ras-

sisch oder ethnisch be-

dingten sozialen Un-

gleichheit der Menschen 

ausgehen, nach ethni-

scher Homogenität von 

Völkern verlangen und 

das Gleichheitsgebot 

der Menschenrechts-

Deklaration ablehnen, 

Beitrag nur eine Moment-

aufnahme sein und kein 

allumfassendes Bild über 

sämtliche vorhandenen 

Strukturen bieten.

Rechtsextremismus –

Was ist das?

Wenn in diesem Beitrag 

von Rechtsextremismus 

die Rede ist, wird damit 

ein Sammelbegriff für 

unterschiedliche Strö-

mungen gemeint. Dazu 

gehören verschiedene 

Personen und Zusam-

menschlüsse, die sich 

teilweise im Konservatis-

mus selbstverorten, im 

vermeintlichen „populis-

tischen“ Bereich agieren, 

zur Neuen Rechten ge-

zählt werden oder in 

klassischen rechtsextre-

men Kontexten auftreten. 

Nach der hier genutzten 

Definition von Hans-Gerd 

Jaschke wird Rechtsext-

remismus verstanden, 

Achim Bröhenhorst 

arbeitet seit 2014 beim Landes-

Demokratiezentrum Niedersach-

sen, welches im niedersächsi-

schen Justizministerium angesie-

delt ist. Von dort führt er u. a. 

Vorträge und Workshops im Be-

reich Rechtsextremismus, 

Reichsideologie oder Verschwö-

rungsdenken durch. 

Das Landes-Demokratiezentrum in Hannover
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sen. Todesopfer rechter 

Gewalt in Niedersach-

sen seit 1990“ spricht 

beispielsweise von 

zehn Personen 

(www.erinnern-heisst-

kaempfen-nds.de). 

Rechtsextreme sehen 

ihre Verbrechen aller-

dings häufig nicht als 

Unrecht, sondern als 

legitimen Widerstand. 

Sie stellen sich als 

Kämpfende einer ei-

gentlich überlegenen 

durch rechte Gewalt seit 

1990 beträgt laut zivilge-

sellschaftlichen Zählun-

gen zwischen 187 und 

219 und zeigt die tödliche 

Dimension dieser men-

schenfeindlichen Ideolo-

gie.7 Auch in Niedersach-

sen sind seit 1990 Men-

schen aufgrund rechts-

extremer TäterInnen zu 

Tode gekommen. Die 

zivilgesellschaftliche Initi-

ative „Erinnern heißt 

Kämpfen – Zwischen 

Anerkennen und Verges-

Vielmehr zeigen sozial-

wissenschaftliche Stu-

dien seit 40 Jahren re-

gelmäßig auf, ob und in 

wie weit rechtsextreme 

Einstellungsdimensio-

nen in der Mehrheitsge-

sellschaft repräsentiert 

sind.3

Gewalt ist ein zentrales 

Element rechtsextremer 

Ideologie.4 Gewalt ist 

aber auch immer wieder 

Teil rechtsextremer Pra-

xis.5 Übergreifend lässt 

sich Gewalt im Rechts-

extremismus dadurch 

charakterisieren, dass 

sie sich gegen bestimm-

te Gruppen von Men-

schen richtet, die als 

Feindbilder wahrgenom-

men werden. Dabei wir-

ken diese Feindbilder 

auf verschiedenen Ebe-

nen, indem sie nach in-

nen stabilisierend sind 

und nach außen Bedro-

hungskulissen errichten. 

So richten sich rechts-

extreme Taten als Bot-

Akteure im Rechtsextre-

mismus „das deutsche 

Volk“ als Opfer „fremder“ 

oder „ausländischer 

Mächte“, allerdings wer-

den Leugnung der Shoah 

oder Verherrlichung ver-

schiedener Aspekte des 

Nationalsozialismus nur 

von einem Teil des 

Spektrums betrieben.2

Rechtsextremismus ist 

kein auf gesellschaft-

liche (Rand-)Gruppen 

begrenztes Phänomen. 

RECHTSEXTREMISMUS

Gruppe dar, die aber 

aufgrund vermeintlicher 

Angriffe durch innere 

und äußere Feinde be-

droht sei und deshalb 

eine ethnische und terri-

toriale Homogenität ver-

teidigen müsse. Das 

wahnhafte Selbstver-

ständnis, sich selbst in 

einem ständigen Kampf 

zu befinden, führt dazu, 

dass sogar schwerste 

Straftaten als Notwehr 

oder notwendiges Übel 

angesehen werden.

„Rechtsextreme sehen ihre 

Verbrechen allerdings häufig 

nicht als Unrecht, sondern 

als legitimen Widerstand. Sie 

stellen sich als Kämpfende 

einer eigentlich überlegenen 

Gruppe dar, die aber 

aufgrund vermeintlicher 

Angriffe durch innere und 

äußere Feinde bedroht sei 

und deshalb eine ethnische 

und territoriale Homogenität 

verteidigen müsse.“

„Gewalt ist ein zentrales 

Element rechtsextremer 

Ideologie.“

Von rechtsextremer Ge-

walt und Kriminalität 

wird in der Öffentlichkeit 

häufig nur in Zusam-

menhang mit spektaku-

lären Vorkommnissen 

gesprochen. Dabei ist 

eine kontinuierliche 

Existenz rechtsextremer 

Straftaten zu konstatie-

ren, die sich in der Ab-

lehnung menschen-

rechtsorientierter Werte, 

der individuellen Rechte 

Anderer sowie der de-

mokratischen Gesell-

schaftstaten nicht nur 

gegen die einzelne be-

troffene Person, sondern 

greifen stattdessen die 

Person als VertreterIn 

jener Gruppe an, die ihr 

zugeschrieben wird. Das 

sorgt wiederum für Ängs-

te bei anderen Personen, 

die sich dieser Gruppe 

zugehörig fühlen, da sie 

den Angriff auch gleich-

zeitig auf sich beziehen.6

Rechtsextreme Delikte 

und ihre Ahndung

schaft im Ganzen zeigt. 

Zu solchen Straftaten 

gehören szenetypische 

Delikte wie zum Beispiel 

die Verwendung von 

Kennzeichen verfas-

sungswidriger Organisa-

tionen (§ 86a StGB) oder 

Volksverhetzung (§ 130 

StGB), aber auch Straf-

taten wie Sachbeschädi-

gung, Beleidigung, Be-

drohung, Körperverlet-

zung, Brandstiftung oder 

Tötung von Menschen. 

Die Zahl der Todesopfer 



Newsletter Nr. 39                                                                                                           Seite 13

nutzt werden. Es stellt 

sich auch sicherlich die 

Frage, inwieweit rassis-

tische, antisemitische 

oder sonstige rechtsext-

reme Inhalte der Reso-

zialisierung zuwiderlau-

fen und auch den An-

staltsfrieden stören kön-

nen. Ebensolches gilt 

auch für Besuche von 

Szeneangehörigen, die 

in Gesprächen die Ideo-

logie bei der inhaftierten 

Person bestärken kön-

nen. Hier ist eine konti-

handlung, sie können 

genauso Post erhalten 

und versenden, mit ande-

ren Kontakte pflegen. 

Dies führt allerdings auch 

dazu, dass rechtsextre-

me Szeneutensilien 

(Zeitschriften, Kleidung, 

Musik, Bilder etc.) Ein-

gang in die Haftanstalten 

finden. Hier ist es wichtig, 

dass bei Auffälligkeiten 

von den Bediensteten 

reagiert wird und eventu-

ell bestehende Möglich-

keiten des Entzugs ge-

den von der Szene als 

„politische“ Straftaten 

gelesen und damit als 

zwingend notwendig 

dargestellt, weil man 

sich als Szene in einem 

ständigen Kampf sieht. 

„Politische Gewalt ist, 

gemessen an den Nor-

men einer (Sub-)Kultur 

oder den Zwecken einer 

Organisation, regelkon-

form und legitim“8. Die 

StraftäterInnen selbst 

sehen sich beispielswei-

se in einer Reihe mit 

inhaftierten Personen 

aus Diktaturen wie Chi-

na. So wird Horst Mahler 

als bekannter Leugner 

der Schoah mit dem ver-

storbenen Bürgerrechtler 

und Friedensnobelpreis-

träger Liu Xiaobo vergli-

chen, der ebenso ge-

waltfrei seine politischen 

Einstellungen geäußert 

habe und deswegen 

vom Staat verfolgt wür-

de. Gemeinsam ist, dass 

die Inhaftierten als 

„politische Gefangene“ in 

Selbstwahrnehmung 

rechtsextremer Straftä-

terInnen

Personen, die Teil der 

rechtsextremen Szene 

sind, werden zumeist 

über kurz oder lang Straf-

taten begehen und mit 

dem Gesetz in Konflikt 

kommen. Eine Szenezu-

gehörigkeit, ohne krimi-

nell zu werden, ist kaum 

möglich. 

Taten, für die Rechtsext-

reme inhaftiert sind, wer-

unter anderem, dass der 

Stellenwert innerhalb 

der eigenen Gruppe 

durch einen Aufenthalt 

im Gefängnis steigen 

und die- beziehungswei-

se derjenige danach 

bedeutendere Positio-

nen in der Szenehierar-

chie einnehmen kann. 

So werden Haftstrafen 

einem Kampf gegen „das 

System“ ansehen. Auf 

diese Weise kann auch 

das Selbstwertgefühl der 

Menschen innerhalb der 

Strukturen und der Szene 

gesteigert werden: Man 

ist nicht mehr allein aktiv, 

sondern vermeintlich Teil 

einer Bewegung und 

steht damit in einer Reihe 

von Personen, die mit 

ihrer Ideologie als Vorbil-

der wirken können. 

Haftzeit bedeutet für sie 

RECHTSEXTREMISMUS

nuierliche Schulung der 

Angestellten von Bedeu-

tung sowie die Schär-

fung des Bewusstseins 

für rechtsextreme Sym-

boliken und Bildsprache, 

damit menschenfeindli-

che Inhalte möglichst 

keinen Zugang finden 

beziehungsweise identi-

fiziert werden können. 

Wenn solche Zeichen 

erkannt werden, kann 

möglicherweise eine 

Ansprache erfolgen, ob 

Interesse an einem Ge-

innerhalb des Rechtsext-

remismus als Auszeich-

nung verstanden.

Herausforderungen für 

den Staat

Im Haftkontext ist der 

Umgang mit rechtsextre-

men Inhaftierten diffe-

renziert zu betrachten. 

Diese haben grundsätz-

lich die gleichen Rechte 

und Pflichten wie die 

anderen Inhaftierten 

auch. So gibt es keine 

anders gelagerte Be-

„Dies führt allerdings auch 

dazu, dass rechtsextreme 

Szeneutensilien 

(Zeitschriften, Kleidung, 

Musik, Bilder etc.) Eingang in 

die Haftanstalten finden.“

„Personen, die Teil der 

rechtsextremen Szene sind, 

werden zumeist über kurz 

oder lang Straftaten begehen 

und mit dem Gesetz in 

Konflikt kommen. Eine 

Szenezugehörigkeit, ohne 

kriminell zu werden, ist kaum 

möglich.“
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Wechselwirkungen von 

staatlichen und zivilge-

sellschaftlichen Strate-

gien in Hinsicht auf 

Rechtsextremismus sind 

wichtige Aspekte, die 

fortlaufend angepasst 

werden müssen. Große 

Aufmerksamkeit verdie-

nen mögliche bestehen-

de menschenfeindliche 

Schnittstellen zur restli-

chen Gesellschaft und 

zu den dort verbreiteten 

Einstellungen sowie Be-

grifflichkeiten, die ge-

hen. 

Rechtsextreme Szenezu-

sammenhänge agieren 

unterschiedlich und ent-

wickeln sich kontinuier-

lich weiter. Das Reper-

toire ist steten Verände-

rungsprozessen unter-

worfen. Von Einfluss sind 

szeneinterne Faktoren 

genauso wie juristische 

sowie polizeiliche Rah-

menbedingungen und 

auch zivilgesellschaftli-

che Handlungen. Die 

samen Verständnis von 

Politik gesprochen wer-

den. Dabei kommen Stil, 

Aktionsformen und In-

szenierung besondere 

Bedeutung zu. Die Ideo-

logie bezieht sich im 

Kern auf die Ablehnung 

des Werte- und Mei-

nungspluralismus sowie 

die Negierung von Men-

schen- und Bürgerrech-

ten und darin insbeson-

dere Minderheitenrech-

ten. Somit sehen sich 

Rechtsextreme in einem 

immerwährenden Kampf 

gegen äußere Einflüsse 

und Bedrohungen, die 

eine konstruierte Homo-

genität vermeintlich stö-

ren, und verpflichten sich 

dem Ziel der (Wieder-) 

Herstellung einer angeb-

lich historisch gewachse-

nen Gemeinschaft.

In diesem Verständnis 

geht es nicht um einen 

rationalen und nachvoll-

ziehbaren Austausch 

von Argumenten, son-

spräch mit Ausstiegshel-

ferInnen besteht. Hierfür 

ist es wichtig, 

die verschiedenen Bera-

tungsangebote9 zu ken-

nen, um eventuell ein 

unverbindliches Erstge-

spräch in die Wege leiten 

zu können.

Fazit

Wie versucht wurde dar-

zustellen, besteht keine 

monolithische rechtsext-

reme Szene, trotzdem 

kann von einem gemein-

Inszenierungen bei Auf-

märschen, Parolen und 

die Gewaltbereitschaft 

sind oft ein Ersatz für 

konkrete demokratiepo-

litische Äußerungen. 

Rechtsextreme Grup-

pen, Parteien und Per-

sonen haben das Ziel, 

ihre eigenen Positionen 

für Andersdenkende 

und Feindbilder in häu-

fig bedrohlicher und ein-

schüchternder Weise zu 

verbreiten und darzu-

dern einzig um „das Be-

hauptete wahr zu ma-

chen“10. Dieser Glaube 

findet sich in nahezu al-

len Taten wieder: Sowohl 

in den Kundgebungen 

und (Saal-) Veranstaltun-

gen von Parteien, Netz-

werken und Gruppen als 

auch in alltäglichen Dro-

hungen, Deutungsver-

schiebungen oder Raum-

aneignungen sowie in 

letzter Konsequenz bei 

Gewalttätigkeiten auf der 

Straße. Die Ästhetik von 

RECHTSEXTREMISMUS

nutzt werden und Men-

schengruppen abwerten 

können. Betroffene Per-

sonen rassistischer, an-

tisemitischer und rechts-

extremer Vorkommnisse 

benötigen die Unterstüt-

zung und das Bewusst-

sein, dass die demokra-

tische Gesellschaft soli-

darisch mit ihnen ist und 

einschlägige Taten ab-

lehnt und sanktioniert.

Hinweis: In diesem Text 

wird für Personen mit 

stellen. Zum Teil wird 

sich bemüht, einfache 

Deutungsangebote in 

komplexen Situationen 

zu verbreiten, die an-

schlussfähig sind, aber 

nach und nach die Rech-

te von Minderheiten ein-

schränken. Gleichzeitig 

sollen sie auch nach 

innen in die eigene An-

hängerschaft wirken und 

dort Identitätsangebote 

schaffen und der Verge-

wisserung dienen „auf 

der guten Seite“ zu ste-

„Die Wechselwirkungen von 

staatlichen und 

zivilgesellschaftlichen 

Strategien in Hinsicht auf 

Rechtsextremismus sind 

wichtige Aspekte, die 

fortlaufend angepasst werden 

müssen.“

„Die Ideologie bezieht sich im 

Kern auf die Ablehnung des 

Werte- und 

Meinungspluralismus sowie 

die Negierung von Menschen-

und Bürgerrechten und darin 

insbesondere 

Minderheitenrechten.“
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Blick zurückrichten auf 

die Ziele und Erwartun-

gen, die mit der Einfüh-

rung des neuen Sys-

tems verbunden waren. 

Wie sagt es der Haus-

haltsgesetzgeber über-

spitzt: „Ohne Controlling, 

Kosten- und Leistungs-

rechnung, darin mün-

dende Zielvereinbarun-

gen und produktorien-

tiertes Berichtswesen, 

keine Budgetierung!“ 

20 Jahre Controlling im Niedersächsischen Justizvollzug –

Stumpfes Schwert oder effektives Mittel zur Steuerung? 
von Michael Cordes

CONTROLLING IM JUSTIZVOLLZUG

In diesem Jahr feiert das 

Controlling im Nieder-

sächsischen Justizvoll-

zug seinen 20. Geburts-

tag. Mit Beginn des Jah-

res 2005 wurde es nach 

einer mehrjährigen Pro-

jekt- und Erprobungspha-

se flächendeckend einge-

führt. Neben einigen an-

deren Landesjustizver-

waltungen hat auch der 

Niedersächsische Justiz-

vollzug die Herausforde-

rungen der „neuen Ver-

waltungssteuerung“ an-

genommen. Auch wenn 

nach wie vor von den 

„neuen“ Steuerungsin-

strumenten gesprochen 

wird, so sind diese inzwi-

schen erwachsen gewor-

den. 

Um nach so vielen Jah-

ren Bilanz zu ziehen, soll-

ten wir zunächst den 

merksamkeit der Füh-

rungskräfte auf wichtige 

Fragen und Entscheidun-

gen zu fokussieren. Im 

Sinne der leistungsorien-

tierten Haushaltswirt-

schaft Niedersachsen 

„LoHN“ waren Finanzda-

ten um aussagefähige 

Fachkennzahlen zu er-

gänzen. Dies sollte die 

Motivation der Führungs-

kräfte und der Beteiligten 

steigern, da mit der Ziel-

erreichung Erfolge und 

Misserfolge der täglichen 

Arbeit nachvollziehbar 

und messbar werden. 

zu versorgen. Dem Con-

trolling kam in diesem 

Zusammenhang die 

zentrale Bedeutung zu, 

den Führungskräften 

im Zielvereinbarungspro-

zess geeignete Informa-

tionen zur Verfügung zu 

stellen. Ein aussagefähi-

ges Berichtswesen sollte 

die Aufgabe erfüllen, im 

Tagesgeschäft die Auf-

Darin lag die Erwartung, 

dass eine effektive und 

effiziente Haushaltsbe-

wirtschaftung auf Grund-

lage von Zielvereinbarun-

gen ermöglicht wird. 

Im Zielvereinbarungspro-

zess sollten die Füh-

rungskräfte aller Ebenen 

eingebunden sein, um 

einerseits realistische 

Ziele zu definieren und 

andererseits die Umset-

zungsverantwortung für 

die Zielerreichung nach-

haltig zu delegieren. Die 

Controllerin bzw. der 

Controller haben sich in 

diesem Prozess mit den 

notwendigen Daten aus 

den flankierenden Steue-

rungsinstrumenten (ins-

besondere der Kosten-

und Leistungsrechnung) 

 Das Niedersächsische Justizministerium in Hannover

Michael Cordes 

Diplom-Kaufmann (FH)

Niedersächsisches Justizministe-

rium- Referat Aufsicht, Steuerung 

und Controlling
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tes ab 2005. Zahlreiche 

Umsetzungsprojekte wur-

den durch das regelmäßi-

ge Controlling begleitet 

und die Zielerreichung 

gesteuert und bewertet. 

Das gemeinsam mit 

Hessen und Baden-

Württemberg praktizierte 

„Länderbenchmarking 

Vollzug“ hat ebenfalls für 

eine Akzeptanz des Con-

trollings gesorgt und den 

Nutzen des Systems auf-

gezeigt.

„Die Funktionsfähigkeit des 

Justizvollzuges lässt sich 

schlichtweg nicht nur auf 

monetäre Faktoren 

herunterbrechen. Die 

Fachkennzahlen zur 

Abbildung der Zielebenen 

sind deutlich ausgeprägter 

als Kosten- bzw. 

Wirtschaftlichkeitskenn-

zahlen. “

wurde insbesondere die 

besondere Stellung des 

Justizvollzuges bei der 

Schaffung eines Steue-

rungssystems beachtet. 

Das für den Haushalts-

gesetzgeber maßgebli-

che Ziel der Senkung 

der (Hafttages)kosten 

reicht wohl kaum für die 

Beurteilung der Leis-

tungsfähigkeit des Jus-

tizvollzuges. Die Funkti-

onsfähigkeit des Justiz-

vollzuges lässt sich 

schlichtweg nicht nur 

auf monetäre Faktoren 

herunterbrechen. Dies 

zeigt sich bei Betrach-

tung des Kennzahlen-

portfolios. Die Fachkenn-

zahlen zur Abbildung 

der Zielebenen sind 

deutlich ausgeprägter 

als Kosten- bzw. 

Wirtschaftlichkeitskenn-

zahlen. Dies hat sicher-

lich auch zur Akzeptanz 

des Controllings sowohl 

im Justizministerium als 

auch im Geschäftsbe-

reich beigetragen. 

Kurz gesagt: Sämtliche 

Aspekte wurden aufge-

griffen.

Die neuen Steuerungsin-

strumente dienen nicht 

lediglich als Mittel zum 

Zweck zur Nutzung der 

Möglichkeiten einer 

Budgetierung, sondern 

haben stets einen 

hohen Gestaltungsspiel-

raum auch für den Ge-

schäftsbereich im Blick. 

Im gesteckten Rahmen 

der Vorgaben von LoHN 

ced Scorecard mit ei-

nem darauf basierenden 

Kennzahlensystem mit 

202 Kennzahlen als 

Grundlage für die Ziel-

vereinbarungen zwi-

schen Justizministerium 

und Justizvollzugsanstal-

ten, visualisiert durch die 

Nutzung eines Excel-

Berichtswesens. Ein 

Web-basiertes Berichts-

wesen wurde in den 

Folgejahren entwickelt. 

Seine Feuertaufe erlebte 

das Controlling im Zuge 

der Umsetzung des ein-

heitlichen Niedersächsi-

schen Vollzugskonzep-

Gestartet wurde mit ei-

nem Zielsystem auf 

Grundlage einer Balan-

CONTROLLING IM JUSTIZVOLLZUG

Soweit sehr verkürzt die 

damaligen Erwartungen 

und Herausforderungen. 

Wo stehen wir heute? 

Inzwischen ist das Con-

trolling des niedersäch-

sischen Justizvollzuges 

deutlich umfangreicher 

geworden. Neben der 

Balanced Scorecard des 

Justizvollzuges wurde 

auch ein Zielsystem für 

die Abbildung des Lan-

desbetriebes „Justizvoll-

zugsarbeitsverwaltung 

des Landes Niedersach-

sen (JVAV)“, für das Bil-

dungsinstitut des nieder-

sächsischen Justizvoll-

zuges und seit Neues-

tem für das Justizvoll-

zugskrankenhaus JVK 

eingeführt. Differenzierte 

Kennzahlenerfassungen 

für den Jugendarrest 

und für die Sozialthera-

pie runden das umfang-

reiche Kennzahlenport-

folio ab.

S   n    p     n :
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gen, sind in diesen Pro-

zess eingebunden. 

Es kann festgestellt wer-

den, dass der gewünsch-

te Nutzen, der im Rah-

men des LoHN-Projektes 

formuliert wurde, einge-

treten ist. Mit zunehmen-

der Erfahrung aller Betei-

ligten lassen sich auch 

komplexe Sachverhalte 

in Kennzahlen abbilden. 

Alle Grundlagen für ein 

funktionierendes Control-

ling sind also gelegt. 

„Der Prozess bzw. der 

Kreislauf der neuen 

Steuerung ist in 

Niedersachsen inzwischen 

etabliert und akzeptiert.“

erneut ein modernes 

Berichtswesen aufzu-

bauen. Nach einer etwa 

einjährigen Übergangs-

zeit liegt inzwischen 

ein sehr wirksames 

Controlling-Berichts-

wesen (INFOR-Busi-

ness-Intelligence) vor, 

welches als Bestandteil 

des Niedersächsischen 

Haushaltswirtschafts-

systems umfangreiche 

Auswertungsmöglichkei-

ten bietet. Damit ist 

auch eine sinnvolle und 

schnelle Anbindung an 

die Kosten- und Leis-

tungsrechnung gegeben.

Der Prozess bzw. der 

Kreislauf der neuen 

Steuerung ist in Nieder-

sachsen inzwischen 

etabliert und akzeptiert. 

Die Datengrundlage für 

die Haushaltsaufstellung 

bzw. die Kennzahlen-

steuerung liefern die 

(neuen) Steuerungsin-

strumente und werden in 

den Zielvereinbarungen 

In den Jahren 2021/2022 

wurde die Hürde genom-

men, die zunehmende 

Anforderungen an die IT-

Sicherheit stellte. Das in 

der Anfangsphase des 

Umsetzungsprozesses 

der neuen Verwaltungs-

steuerung entwickelte 

und geschätzte Web-

basierte Berichtswesen 

musste abgeschaltet wer-

den. Auch aufgrund der 

gewachsenen Strukturen 

war es unbestritten, trotz 

knapper Haushaltsmittel 

res. Der Hauptpersonal-

rat als Stufenvertretung, 

und von dort die örtli-

chen Personalvertretun-

mit dem Geschäftsbe-

reich aufgegriffen. Mit 

den Behördenleitungen 

werden im Zuge der Ziel-

vereinbarungen die kriti-

schen Kennzahlenwerte, 

die Herausforderungen 

und die erreichten Leis-

tungen, aber auch die 

kurz- und mittelfristigen 

Erwartungen der Auf-

sichtsbehörde einbezo-

gen. Diese bilden die 

Grundlage für die Ziel-

wert- und Kennzahlen-

steuerung des Folgejah-

CONTROLLING IM JUSTIZVOLLZUG

Bleibt bei aller Routine 

nur noch der Verwal-

tungsmodus?

Nicht nur beim Control-

ling zeigt es sich, dass 

trotz der im Vorfeld ge-

nannten Schwierigkeiten 

der Aufbau von Syste-

men häufig nicht die 

größte Herausforderung 

ist, sondern die an-

spruchsvolle Aufgabe, 

im operativen Betrieb 

die Systeme bestmög-

lich und zielführend zu 

nutzen. Es gibt leider 

trotz der komplexen Sys-

teme keine „Eierlegende 

Wollmilchsau“. Ganz im 

Gegenteil führt die Kom-

plexität der Systeme 

dazu, dass diese meist 

nur noch von Expertin-

nen und Experten be-

dient werden können. So 

schön ein Alleinstel-

lungsmerkmal und eine 

damit verbundene Wert-

schätzung auch sein 

mag, es ist von entschei-

dender Bedeutung, all-

„Mit zunehmender Erfahrung 

aller Beteiligten lassen sich 

auch komplexe Sachverhalte 

in Kennzahlen abbilden.“
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gemein verständliche 

Steuerungssysteme zu 

nutzen. Gerade für Ver-

treterinnen und Vertreter 

oder für neu in dem Be-

reich tätige Bedienstete 

sind hohe kognitive Fä-

higkeiten notwendig, um 

stets auf einem aktuellen 

Kenntnisstand zu blei-

Systeme bei der Bewälti-

gung der Anforderungen 

an das Controlling auch 

sein mögen, so muss 

dennoch kontinuierlich 

der Umfang des Kenn-

zahlensystems auf Sinn-

haftigkeit überprüft wer-

den. Der zeitliche Anteil 

der Datenerfassung 

muss in einem vernünfti-

gen Verhältnis zur vor-

handenen Zeit der Aus-

wertung und Analyse 

CONTROLLING IM JUSTIZVOLLZUG

Kontakt: 

Michael Cordes

E-Mail 
Michael.Cordes
@mj.niedersachsen.de

Telefon
+49 (0) 511 / 120 -  52 43

ben. 

In den nächsten Jahren 

wird die Einbindung von 

„BASIS-VollzugsVerlauf“ 

ins Controlling sicherlich 

eine Herausforderung. 

Vergleichbar mit der 

Kosten- und Leistungs-

rechnung wird „BASIS-

VV“ als umfangreiche 

flankierende Informati-

onsplattform dienen. 

Neben einer vereinfach-

ten und strukturierteren 

Erfassung maßgeblicher 

Kennzahlen dürfte damit 

auch die Frage nach der 

Wirksamkeit der Maß-

nahmen im Justizvollzug 

verstärkt in den Fokus 

rücken.  

Das System muss sich 

laufend die Frage stel-

len, ob der Nutzen den 

Aufwand rechtfertigt. So 

hilfreich die modernen 

„Der zeitliche Anteil der 

Datenerfassung muss in 

einem vernünftigen 

Verhältnis zur vorhandenen 

Zeit der Auswertung und 

Analyse stehen.“ 

stehen. Das zuständige 

Fachreferat hat sich an-

gewöhnt, etwa alle zwei 

Jahre eine kritische 

Überprüfung des Portfo-

lios danach vorzuneh-

men, ob die jeweiligen 

Daten „nur“ interessant, 

oder aktuell (steuerungs

-)relevant sind. Das 

System bleibt nur leben-

dig, wenn es laufend 

weiterentwickelt wird, 

nicht zum Selbstzweck 

degeneriert und am En-

de der Verbesserung 

des Justizvollzuges 

dient.
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Der schriftliche Bescheid in Vollzugssachen 

- Muss das wirklich sein? - 

von Michael Schäfersküpper

Einleitung

„Denn was man 

schwarz auf weiß be-

sitzt, kann man getrost 

nach Hause tragen.“ 

Was Goethe im Faust 

schreibt, denken sich 

auch viele Gefangene 

und fordern einen 

schriftlichen Bescheid. 

VOLLZUGSRECHT

Der Abdruck des nachfol-

genden Textes erfolgt mit 

freundlicher Genehmi-

gung des RICHARD 

BOORBERG VERLAGS. 

Der Text ist weitgehend 

ein Auszug aus Schäfers-

küpper, Michael, Strafvoll-

zug und allgemeines Ver-

waltungsverfahrensrecht. 

StVollzG NRW und 

VwVfG NRW in: Nord-

rhein-Westfälische Ver-

waltungsblätter. Zeit-

schrift für öffentliches 

Recht und öffentliche 

Verwaltung (NWVBl.) 

2023, 221 bis 226. Der 

vollständige Aufsatz ist 

elektronisch verfügbar 

bei den Nordrhein-

Westfälischen Verwal-

tungsblättern online 

(https://www.boorberg. 

de/9783415074620) und 

juris.

sen wählen.1 Es gibt also 

keinen allgemeinen An-

spruch, von Amts wegen 

oder auf Antrag einen 

schriftlichen Bescheid zu 

erhalten. Das gilt auch im 

Strafvollzugsrecht für 

Maßnahmen der Voll-

zugsbehörde.2

[…]

Ausnahmen auf der 

Ermessensebene

Grundsatz der Form-

freiheit

Ein Verwaltungsakt kann 

schriftlich, mündlich oder 

in anderer Weise erlas-

sen werden (§ 37 Abs. 2 

Satz 1 VwVfG NRW). Es 

gilt also der Grundsatz 

der Formfreiheit. 

Die erlassende Behörde 

darf die Form nach 

pflichtgemäßem Ermes-

fälischen Verwaltungs-

blättern (NWVBl.). Er ist 

so gewählt, dass die 

Ausführungen grund-

sätzlich für alle Bundes-

länder Bedeutung ha-

ben. Die Verwaltungs-

verfahrensgesetze des 

Bundes und der Bundes-

länder stimmen oft bis in 

den Wortlaut und die 

Paragrafenangaben hin-

ein überein. Der Aufsatz-

text ist in gewissem Um-

fang angepasst worden.

Die Vollzugsbehörden 

erlassen 24 Stunden am 

Tag, 7 Tage die Woche, 

jeden Tag im Jahr unzäh-

lige Maßnahmen gegen-

über Gefangenen. Es 

wäre ein kaum fassbarer 

Aufwand, wenn jede 

Maßnahme schriftlich 

ergehen müsste. Daher 

stellt sich in der Praxis 

immer wieder die Frage, 

ob Gefangene einen An-

spruch auf einen schriftli-

chen Bescheid haben.

Mit dieser Frage erhebt 

das Grauen sein Haupt: 

Die Antwort liegt ausge-

rechnet in den waste-

lands zwischen Vollzugs-

recht und allgemeinem 

Verwaltungsverfahrens-

recht. Keine Panik! Bitte 

schalten Sie nicht ab! 

Das ist nichts, vor dem 

man sich fürchten müss-

te. Das Thema wird in 

diesem Text Schritt für 

Schritt dargestellt.

Der nachfolgende Aus-

zug stammt aus 

den Nordrhein-West-

Michael Schäfersküpper,    

Dozent im Fachbereich Strafvoll-

zug der Fachhochschule für 

Rechtspflege Nordrhein-

Westfalen in Bad Münstereifel 

Fachhochschule für Rechtspflege Nordrhein-Westfalen  

in Bad Münstereifel 



Newsletter Nr. 39                                                                                                           Seite 21

Ein vollzugsrechtlicher 

Anspruch auf einen 

schriftlichen Bescheid 

besteht nicht deshalb, 

weil mit der schriftliche 

Bekanntgabe die zwei-

wöchige Rechts-

behelfsfrist beginnt (§ 

112 Abs. 1 StVollzG). 

Die Regelung bestimmt 

nur den Fristbeginn. 

Eine mündliche oder 

anderweitige Bekannt-

gabe bleibt grundsätz-

lich zulässig. Sie lässt 

nur die zweiwöchige 

den Antrag auf gerichtli-

che Entscheidung zu lau-

fen beginnt, reicht bereits 

eine schriftliche Bekannt-

gabe aus (§ 112 Abs. 1 

StVollzG). …

Die Fälle der mündlichen 

oder anderweitigen Be-

kanntgabe sind nicht aus-

drücklich geregelt. Es ist 

dann grundsätzlich eine 

Frist von einem Jahr ent-

sprechend anzuwenden 

(u.a. § 113 Abs. 3 

StVollzG analog).6

„Ausnahmen vom Grundsatz 

der Formfreiheit kann es auf 

der Ermessensebene geben. 

Das Ermessen kann sich z. B. 

bei einer besonders 

schwierigen Sach- und 

Rechtslage so weit 

reduzieren, dass ein 

Anspruch auf einen 

schriftlichen Bescheid 

entsteht.“

Beispiel:

Eine Vollzugsbehörde 

lehnt den Antrag eines 

Gefangenen ab. Der 

entsprechende Rechts-

vermerk mit Entschei-

dung umfasst sechs DIN 

A4-Seiten. Unter dem 

Vermerk ist verfügt: 

„Stationsdienst: Bitte 

Ablehnung mit Vermerk 

mündlich eröffnen.“ Das 

geschieht auch. Auf-

grund einer Eingabe 

lässt sich das Justizmi-

nisterium über den Vor-

gang berichten. Der 

stellvertretende Refe-

ratsleiter im Ministerium 

muss den Rechtsver-

merk mehrfach lesen, 

um ihn zu verstehen. Er 

bittet die Vollzugsbehör-

de wegen der besonders 

schwierigen Sach- und 

Rechtslage, eine Kopie 

des Vermerks dem Ge-

fangenen auszuhändi-

gen.

Ausnahmen wegen 

spezieller Formvor-

Ausnahmen vom Grund-

satz der Formfreiheit 

kann es auf der Ermes-

sensebene geben. Das 

Ermessen kann sich z. B. 

bei einer besonders 

schwierigen Sach- und 

Rechtslage so weit redu-

zieren, dass ein An-

spruch auf einen schriftli-

chen Bescheid entsteht.3

Insoweit reicht es aber 

nicht aus, dass die 

Schriftform sinnvoll wä-

re.4

Abs. 6 StVollzG NRW). 

Bei Disziplinarmaßnah-

men werden die tragen-

den Gründe der Ent-

scheidung schriftlich 

abgefasst und den Ge-

fangenen mündlich er-

öffnet (§ 81 Abs. 6 Satz 

1 StVollzG NRW).

Eine Ausfertigung des 

Vollzugsplans ist den 

Gefangene auszuhändi-

gen (§ 10 Abs. 4 Satz 4 

StVollzG NRW). Aus 

dem Begriff der Ausfer-

tigung ergibt sich not-

wendig die Schriftform.5

…

Ausnahmen wegen 

der Rechtsbehelfs-

rist?

Die Schriftform besitzt 

im Strafvollzugsrecht 

über ausdrückliche 

Formvorschriften hinaus 

noch eine besondere 

Bedeutung: Damit die 

Zwei-Wochen-Frist für 

schriften

Ausnahmen vom Grund-

satz der Formfreiheit lie-

gen vor, wenn spezielle 

Rechtsvorschriften be-

stimmte Formen vor-

schreiben. Beispiele für 

ausdrückliche Formvor-

schriften im StVollzG 

NRW sind: 

Die Höhe der Vergütung 

für zugewiesene Arbeit 

ist Gefangenen schriftlich 

bekannt zu geben (§ 32 

VOLLZUGSRECHT

Frist nicht beginnen. Es 

greift die grundsätzliche 

Jahresfrist (s.o.).

[…]

Anspruch auf eine Be-

gründung

Sofern der Staat in 

Rechte eingreift, besit-

zen die Betroffenen ei-

nen Anspruch darauf, 

die Gründe für den Ein-

griff zu erfahren. Nur 

wenn die Betroffenen 

„Damit die Zwei-Wochen-Frist 

für den Antrag auf 

gerichtliche Entscheidung zu 

laufen beginnt, reicht bereits 

eine schriftliche Bekanntgabe 

aus.“ 

S   n    p     n :

B n e   i e  F    : 

Si     ng    w    n  

v   4.  i  05. N    -

    2024    C    
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lässig sein. Das Abstel-

len auf den Abschluss 

der letzten Tatsachenin-

stanz entspreche 

keinem allgemeinen 

Rechtsgrundsatz.16

Die herrschende Mei-

nung ist abzulehnen.17 

Die Regelung zur Hei-

lung bis zum Abschluss 

der letzten Tatsachenin-

stanz ist eine Ausprä-

gung des allgemeinen 

Rechtsgrundsatzes der 

Prozessökonomie. Die-

ser Grundsatz kann 

ausschlaggebend dafür 

Ausweispapiere für eine 

Flucht zu erhalten.14 Dar-

über hinaus darf eine 

Begründung z. B. auch 

dann im Nachhinein 

schriftlich fixiert werden, 

wenn sie gedanklich be-

reits existierte und ledig-

lich aus Zeitgründen nicht 

schriftlich ausgeführt wor-

den ist.15

Nach der herrschenden 

Meinung soll in Strafvoll-

zugssachen eine Heilung 

durch Nachholung im 

erstinstanzlichen Ge-

richtsverfahren nicht zu-

die Gründe kennen, kön-

nen sie ihre Rechte sach-

gerecht verteidigen. Der 

Anspruch auf eine Be-

gründung ist ein rechts-

staatlicher Grundsatz.8

Fehlt eine erforderliche 

Begründung und ist die-

ser Mangel nicht wirksam 

geheilt worden, ist die 

entsprechende Maßnah-

me rechtswidrig.9

… Begründende Umstän-

VOLLZUGSRECHT

de können auch ohne 

ausdrückliche Erwäh-

nung auf der Hand lie-

gen. Insoweit kommen 

z. B. Offensichtliches, 

bereits Bekanntes und 

zwischen den Beteilig-

ten Unstreitiges in Be-

tracht.10 Das können 

z.B. psychologische 

oder psychiatrische Gut-

achten sein, die den 

Gefangenen bereits be-

kannt sind.

[…]

Heilung von Begrün-

dungsfehlern

Das Fehlen der erforder-

lichen Begründung ist 

unbeachtlich, wenn ein 

Verwaltungsakt nach-

träglich begründet wird 

(§ 45 Abs. 1 Nr. 2 

VwVfG NRW). Die Be-

gründung kann bis zum 

Abschluss der letzten 

„Der Anspruch auf eine 

Begründung ist ein 

rechtsstaatlicher Grundsatz. 

Fehlt eine erforderliche 

Begründung und ist dieser 

Mangel nicht wirksam geheilt 

worden, ist die 

entsprechende Maßnahme 

rechtswidrig.“

sein, Regelungen analog 

anzuwenden.18 Es wäre 

bloße Förmelei, eine 

hinreichende Begrün-

dung in einer Tatsachen-

instanz zu ignorieren. 

Die Vollzugsbehörde 

könnte jederzeit mit die-

ser Begründung eine 

gerichtlich aufgehobene 

Maßnahme wieder erlas-

sen. Dies zöge ggf. ein 

neues gerichtliches Ver-

fahren nach sich und es 

käme zu einer Verfah-

rensverdoppelung.19

Eine Heilung im gerichtli-

Instanz zu einem Straf-

senat des zuständigen 

Oberlandesgerichts (§§ 

117, 119 Abs. 5 

StVollzG). Das Oberlan-

desgericht ist aber keine 

Tatsacheninstanz mehr: 

Die Rechtsbeschwerde 

ist revisionsähnlich aus-

gestaltet:125 Sie kann 

nur auf eine Verletzung 

des Gesetzes gestützt 

werden (§ 116 Abs. 2 

StVollzG).

Es ist jedenfalls zulässig, 

eine vorhandene Be-

gründung im gerichtli-

chen Verfahren zu kon-

kretisieren und vertie-

fen.13 In einem konkre-

ten Fall durfte die Voll-

zugsbehörde näher aus-

führen, was hinter dem 

Begriff „unakzeptable 

Verhaltensauffälligkei-

ten“ steckte. Der Gefan-

gene hatte versucht, 

über einen anderen Ge-

fangenen gefälschte 

gerichtlichen Tatsachen-

instanz nachgeholt wer-

den (§ 45 Abs. 2 VwVfG 

NRW).11

In Strafvollzugssachen 

bilden die Strafvollstre-

ckungskammern bei den 

Landgerichten die erste 

und letzte Tatsachenin-

stanz (§ 110 StVollzG, 

§ 78a Abs. 1 Satz 1 

GVG). Das Rechtsmittel 

der Rechtsbeschwerde 

führt als zweite und letzte 

„Nach der herrschenden 

Meinung soll in 

Strafvollzugssachen eine 

Heilung durch Nachholung im 

erstinstanzlichen 

Gerichtsverfahren nicht 

zulässig sein. Das Abstellen 

auf den Abschluss der letzten 

Tatsacheninstanz entspreche 

keinem allgemeinen 

Rechtsgrundsatz.“
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Der Tauchgang in das 

Verhältnis von Vollzugs-

recht und allgemeinem 

Verwaltungsverfahrens-

recht ist für heute been-

det. Hoffentlich haben 

alle ohne bleibende 

Schäden an die Oberflä-

che zurückgefunden. Es 

gibt aber noch mehr 

praxisrelevante Schnitt-

mengen aus diesen 

Rechtsbereichen, die in 

dem vollständigen Auf-

satz dargestellt werden. 

Die abenteuerliche Rei-

Pflichten zu unterrichten 

sind (§ 8 Abs. 1 Satz 1 

StVollzG NRW). Die Be-

lehrung hat ihrem Sinn 

und Zweck nach schrift-

lich zu erfolgen. Wenn 

die Vollzugsbehörde die 

Gefangenen nicht ord-

nungsgemäß belehrt hat, 

kann dies ein Grund für 

eine Wiedereinsetzung in 

den vorigen Stand sein (§ 

112 Abs. 2 bis 4 

StVollzG).

Schlusswort

„Die Belehrung hat ihrem 

Sinn und Zweck nach 

schriftlich zu erfolgen. Wenn 

die Vollzugsbehörde die 

Gefangenen nicht 

ordnungsgemäß belehrt hat, 

kann dies ein Grund für eine 

Wiedereinsetzung in den 

vorigen Stand sein .“

Bekanntgabe ab (§ 112 

Abs. 1 StVollzG). Inso-

weit unterscheidet sich 

das Strafvollzugsrecht 

vom allgemeinen Ver-

waltungsrecht (§ 37 

Abs. 6 VwVfG NRW, § 

58 Abs. 1 VwGO).26

Die Vollzugsbehörde ist 

aber verpflichtet, die Ge-

fangenen zumindest ein-

mal allgemein über die 

gerichtlichen Rechtsbe-

helfe im Strafvollzug zu 

belehren. Diese Pflicht 

ist eine Vorwirkung 

des Gebots effektiven 

Rechtsschutzes (Artikel 

19 Abs. 4 GG). Die all-

gemeine Rechtsbehelfs-

belehrung ist im Aufnah-

meverfahren vorzuneh-

men, in dem Gefangene 

über ihre Rechte und 

Rechtsbehelfsbeleh-

rung

Die Vollzugsbehörde ist 

nicht verpflichtet, schriftli-

chen Bescheiden eine 

Rechtsbehelfsbelehrung 

im Einzelfall beizufügen. 

Die Belehrung ist auch 

nicht notwendig, damit 

die zweiwöchige Rechts-

behelfsfrist zu laufen be-

ginnt.25 Der Wortlaut der 

einschlägigen Norm stellt 

ausdrücklich nur auf Zu-

stellung oder schriftliche 

VOLLZUGSRECHT

se durch die wastelands 

ist also noch nicht been-

det.

Doch warum durch-

schlägt der Gesetzgeber 

nicht einfach den gordi-

schen Knoten und regelt 

alles eindeutig? Der 

Justizvollzug ist eine 

„totale Institution“ (wie 

z. B. auch Klöster, Psy-

chiatrien oder Hochsee-

schiffe)27 und umfasst 

daher alle Lebensberei-

che der Gefangenen. 

scheidet die Vollzugsbe-

hörde hierüber nach 

pflichtgemäßem Ermes-

sen. Ein allgemeiner 

Anspruch auf eine 

schriftliche Begründung 

besteht nicht.21 Dies ist 

auch verfassungsrecht-

lich nicht zu beanstan-

den.22 Ebenso wie bei 

der Frage des schriftli-

chen Bescheids an sich 

kann sich das Ermessen 

aber bei einer beson-

ders schwierigen Sach-

und Rechtslage so weit 

reduzieren, dass ein An-

spruch auf eine schriftli-

che Begründung ent-

steht.23 Aber auch hier 

reicht es nicht aus, dass 

die Schriftform sinnvoll 

wäre.24 Allerdings wird in 

aller Regel bei einer 

schriftlich bekanntgege-

benen Maßnahme (s.o.) 

auch die dazugehörige 

Begründung schriftlich 

erfolgen müssen (§ 39 

VwVfG NRW analog).

[…]

chen Verfahren führt für 

die Betroffenen auch 

nicht zu unzumutbaren 

Nachteilen: Das Gericht 

hat bei der Kostenent-

scheidung zugunsten der 

Betroffenen zu berück-

sichtigen, dass die Be-

hörde nachbessern 

musste.20

Form der Begründung

Sofern keine bestimmte 

Form für die Begründung 

vorgeschrieben ist, ent-

„Ein allgemeiner Anspruch 

auf eine schriftliche 

Begründung besteht nicht.“

S   n    p     n :

„A  e  wa  Re h  is :

V    ug  e h      F  -

  ng  r   “    

20. N        2024 

   C    
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schl. v. 02.09.1980, 

ZfStrVo 1980, 62 (63).

8 Vgl. BVerfG, Beschl. v. 

29.10.1975, NJW 1976, 

37 (38) „St. Pauli-

Nachrichten-Beschluss“; 

BVerfG, Urt. v. 

16.01.1957 - 1 BvR 

253/56 - juris Rn. 41 

„Elfes-Urteil“.

9 Vgl. LG Hildesheim, 

Beschl. v. 03.04.2012 -

23 StVK 100/12 - juris 

Rn. 33.

5 Die Schriftform voraus-

setzend BVerfG, Be-

schl. v. 21.01.2003 - 2 

BvR 406/02 - juris Rn. 12 

ff.; die Schriftform noch 

aus der Funktion des 

Vollzugsplans ableitend 

OLG Hamm, Beschl. v. 

28.04.1978 - 1 Vollz (Ws) 

44/77 - juris Rn. 8.

6 Vgl. KG, Beschl. v. 

14.03.2007 - 2/5 Ws 

325/05 Vollz - juris Rn. 

15 m. w. N.

7 Vgl. OLG Koblenz, Be-

machen oder lass ich’s 

lieber sein?“

Postskriptum

Mittlerweile ist der vierte 

und letzte Teil eines 

Aufsatzes zu Diszipli-

narmaßnahmen erschie-

nen: Schäfersküpper, 

Michael, Gefangene und 

Disziplinarmaßnahmen. 

Strafähnliche Sanktio-

nen im Vollzug - Teil 4 

in: Forum Strafvollzug 

(FS) 2023, 260 bis 265. 

Der Schwerpunkt liegt 

auf der Vollstreckung 

von Disziplinarmaßnah-

men. Dabei spielt der 

Eilrechtsschutz eine be-

sondere Rolle. Außer-

dem wird die brennende 

Frage nach dem Schick-

sal von Wagners Tann-

häuser aufgelöst, mit 

dessen ersten Worten 

der Aufsatz im Jahr 2022 

begonnen hat.

Die meisten Behörden 

betrachten wesentlich 

kleinere Ausschnitte der 

Wirklichkeit (z.B. das Fi-

nanzamt). Angesichts 

dieser Komplexität des 

Vollzugs sind abschlie-

ßende Binnenregelungen 

illusorisch. So muss sich 

die Vollzugsbehörde we-

gen des schriftlichen Be-

scheids - genau wie die 

Gruppe „Fettes Brot“ in 

ihrem Titel „Jein“ - auch 

weiterhin die Frage stel-

len: „Soll ich’s wirklich 
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29.10.1975, NJW 1976, 
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„Angesichts dieser 

Komplexität des Vollzugs 

sind abschließende 

Binnenregelungen 

illusorisch.“
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wahrung. Im Zehnjah-

resvergleich sank von 

2017 bis 2022 die An-

zahl der Insassinnen mit 

Freiheits- und Jugend-

strafe kontinuierlich (vgl. 

Abb. 1). Der auffällige 

Rückgang im Jahr 2020 

hängt mit der Covid-19-

Pandemie zusammen 

und setzte sich bis zur 

Beendigung der staatli-

chen Maßnahmen zum 

Pandemieschutz ins 

Frauen im Strafvollzug
von Rita Haverkamp

FRAUEN IM STRAFVOLLZUG

„Gefangene sind eine 

vergesssene Gruppe 

und weibliche Gefange-

ne noch viel 

mehr“ (Dolan 2009, 

223). Dieses Zitat kenn-

zeichnet weltweit die 

Situation von Frauen im 

Justizvollzug wegen der 

seit jeher ungleichen 

Kriminalitätsbelastung 

der Geschlechter.

Laut dem Statistischen 

Bundesamt waren in 

Deutschland am 31. März 

2023 unter den insge-

samt 44.232 Strafgefan-

genen und Sicherungs-

verwahrten nur 2.590 

Frauen (vgl. Abb. 1, 

s. nächste Seite), was 

einem Frauenanteil von 

5,9% in den Justizvoll-

zugsanstalten entspricht. 

Am genannten Stichtag 

befanden sich zwei Frau-

en in der Sicherungsver-

Insassinnenzahlen des 

ersten Pandemiejahres 

2020 liegt.

Nach wie vor gilt der 

Frauenstrafvollzug als 

„Anhängsel“ zum Män-

nerstrafvollzug und der 

weibliche Jugendstraf-

vollzug als „Anhängsel 

des Anhängels“. Mit der 

Föderalismusreform ver-

ankerten die Landesge-

setzgeber vielfach die in 

der Praxis vorherrschen-

de Unterbringung in 

obachtungszeitraum er-

reichten die Insasinnen-

zahlen 2022 ihren Tiefst-

stand: Der Stichtag der 

Zählung lag noch in 

der Pandemiephase 

mit Corona-Schutzmaß-

nahmen, die größtenteils 

Anfang April 2022 weg-

fielen. Nach der Pande-

mie lässt sich 2023 ein 

Anstieg beobachten, der 

allerdings unter den 

Jahr 2022 fort. Aufgrund 

des Infektionsschutzes 

kam es zum einen zu 

einer weitgehenden Ab-

schottung der Justizvoll-

zugsanstalten von der 

Außenwelt, die durch den 

Wegfall von vollzugsöff-

nenden Maßnahmen und 

Besuchen im Vollzug 

die Resozialisierungs-

chancen beschnitten; 

zum anderen wurden 

bundesweit temporär die 

Vollstreckung von Ersatz-

freiheitsstrafen ausge-

setzt, überwiegend die 

Vollstreckung von meist 

kurzen Freiheitsstrafen 

aufgeschoben sowie 

häufig vorübergehend 

der Vollzug von Ersatz-

freiheitsstrafen und ver-

einzelt von kürzeren Frei-

heitsstrafen unterbrochen 

(Schaerff 2021). Im Be-

Professorin Dr. Rita Haverkamp

Volljuristin und Stiftungsprofessorin 

für Kriminalprävention und Risiko-

management an der Eberhard Karls 

Universität Tübingen 

Die Eberhard Karls Universität in Tübingen
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besondere Relevanz. 

Nach einer Abfrage 

des Fachausschusses 

„Straffällig gewordene 

Frauen“ der Bundesar-

beitsgemeinschaft Straf-

fälligenhilfe e.V. (BAG-

S) gab es 2023 insge-

samt 106 Haftplätze im 

Mutter-Kind-Vollzug und 

von 2017 bis 2022 rund 

250 Geburten im Rah-

men des Strafvollzugs 

(Steinlechner 2024). 

Aufgrund von unter-

schiedlichen Erfas-

dene Rückstand für Frau-

en 2016 durch die Eröff-

nung der sozialtherapeu-

tischen Abteilung in Wil-

lich zumindest aufgeholt 

(Moosburner 2022).

In den Landesgesetzen 

sind die frauenspezifi-

schen Vorschriften 

regelmäßig auf Mutter-

schaft, Schwangerschaft 

und Mutter-Kind-Einrich-

tungen beschränkt. Aller-

dings hat die Thematik 

für viele Insassinnen eine 

(un-)selbständigen Abtei-

lungen von Männeran-

stalten zur gesetzlichen 

Regel in den jeweiligen 

Landesstrafvollzugsge-

setzen. Seit langem ist 

die Übersicherung bei 

der Unterbringung von 

Frauen insbesondere 

in Männeranstalten be-

kannt, denn das Sicher-

heitsniveau entspricht 

regelmäßig den höheren 

Anforderungen für 

männliche Gefangene. 

Angesichts des gesetzli-

fährlichkeit von Frauen 

aus.

Aktuell gibt es fünf ei-

genständige Justizvoll-

zugsanstalten für Frau-

en (JVA Berlin, 

JVA Frankfurt-Preun-

gesheim, JVA Schwä-

bisch-Gmünd, JVA 

Vechta, JVA Willich II) 

sowie zwei Anstalten für 

Frauen mit Abteilungen 

für den männlichen 

(Jugend-)Vollzug (JVA 

Aichach, JVA Chem-

chen Gebots der Ge-

schlechtertrennung ist 

aber ein niedrigerer Si-

cherheitsstandard inner-

halb einer Frauenabtei-

lung im Männervollzug 

möglich. Im offenen Voll-

zug gibt es zwar anteils-

mäßig etwas mehr weibli-

che als männliche Gefan-

gene (Statistisches Bun-

desamt 2022: 18,4% ge-

genüber 15,9%), jedoch 

drückt sich darin nicht die 

geringere Rückfallwahr-

scheinlichkeit und Ge-
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sungsmodalitäten in den 

Bundesländern gehen 

Schätzungen von jähr-

lich etwa 45 Neugebore-

nen aus (Steinlechner 

2024). Befragte Mütter 

sehen in der Trennung 

von ihren Kindern die 

größte Belastung im 

Strafvollzug: „Die Sorge 

um ihre Kinder wird von 

den Frauen im Gefäng-

nis als einer der wich-

tigsten Faktoren für De-

pressionen und Ängste 

bis hin zu selbstzerstö-

nitz). Am 31. März 2022 

gab es sechs sozialthe-

rapeutische Abteilungen 

für Frauen (Aichach, 

Berlin, Chemnitz, 

Frankfurt-Preungesheim, 

Vechta, Willich II) mit 92 

Haftplätzen (Moosburner 

2022). Beim Ausbau 

der sozialtherapeuti-

schen Abteilungen hat-

ten zunächst Haftplätze 

für männliche Gefange-

ne mit Sexualstraftaten 

Vorrang, allerdings wur-

de der dadurch entstan-

„Befragte Mütter sehen in der 

Trennung von ihren Kindern 

die größte Belastung im 

Strafvollzug.“

Abb. 1: Anzahl der Strafgefangenen 

und Sicherungsverwahrten 

in den Justizvollzugsanstalten in 

Deutschland von 2014 bis 2023 

(Stichtag jeweils 31. März)

Quelle: Statistisches Bundesamt 2024
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brauch Cannabinoide 

(38%) und multipler 

Substanzgebrauch 

(20%) (Länderarbeits-

gruppe 2022). Das im-

mer häufiger konsumier-

te Crack wird nicht ge-

sondert erfasst. Die 

Konsumschätzungen in 

der bundeseinheitlichen 

Erhebung weichen von 

den Befunden aus empi-

rischen Studien zu weib-

lichen Gefangenen in 

einzelnen Anstalten ab 

(vgl. Steinlechner 2024). 

Aus diesen Studien mit 

brauch multipler Sub-

stanzgebrauch (31%) 

und Cannabinoide (20%) 

(Länderarbeitsgruppe 

2022). Im Vergleich dazu 

lagen die Insassen bei 

Substanzabhängigkeit 

gleichauf und bei Sub-

stanzmissbrauch höher 

(15%) (vgl. Abb. 2). Um-

gekehrt war bei Sub-

stanzabhängigkeit der 

multiple Substanzge-

brauch (31%) vorne, ge-

folgt von Opioiden (21%), 

sowie bei Substanzmiss-

auch von Störungen des 

Substanzkonsums gel-

ten kindliche Opferer-

fahrungen durch Miss-

handlung, sexuellen 

Missbrauch oder Ver-

nachlässigung in der 

Familie oder sozialem 

Umfeld, die als biografi-

sche Vorbelastungen 

bei Insassinnen viel 

häufiger als in der weib-

lichen Bevölkerung 

(sexueller Missbrauch: 

über 50% gegenüber 

ca. 10%) auftreten 

(Endres/Wittmann 2020). 

Im Vergleich zu männli-

chen Gefangenen haben 

noch mehr weibliche 

Gefangene keinen 

Schul- und/oder Berufs-

abschluss und gingen 

vor der Inhaftierung kei-

ner Arbeit nach. 

Substanzbezogene Stö-

rungen kommen im 

Frauenvollzug oft vor. 

Nach der „Bundes-

rerischen Handlungen 

genannt“ (Europäisches 

Parlament 2008).

Psychische Störungen 

mit einer Prävalenz von 

12% bis über 80% sind 

unter Insassinnen weit-

aus verbreiteter als in der 

Allgemeinbevölkerung 

mit einer Prävalenz von 

ungefähr 10% (Endres/

Wittmann 2020). Als Risi-

ko zur Ausbildung psychi-

scher Störungen, aber 
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kleinen Stichproben 

ergibt sich, dass deut-

lich mehr als die Hälfte 

der Insassinnen sub-

stanzbezogene Störun-

gen aufweisen.

Abgesehen von Frauen-

anstalten sind Frauen 

eine Minderheit im Straf-

vollzug, deren spezifi-

sche Problemlagen und 

Bedarfe oft hinter denen 

der männlichen Gefan-

genen zurücktreten. Au-

ßerdem verbüßen sie in 

der Regel kürzere Frei-

einheitlichen Erhebung 

zur stoffgebundenen 

Suchtmittelproblematik 

im Justizvollzug“ lag bei 

24% der Insassinnen das 

Vorliegen einer Sub-

stanzabhängigkeit und 

bei 9% eines Substanz-

missbrauchs vor (vgl. 

Abb. 2, s. rechts). Bei 

Substanzabhängigkeit 

dominierten Opioide 

(38%) und der multiple 

Substanzgebrauch (24%) 

sowie bei Substanzmiss-

„Abgesehen von 

Frauenanstalten sind Frauen 

eine Minderheit im 

Strafvollzug, deren 

spezifische Problemlagen und 

Bedarfe oft hinter denen der 

männlichen Gefangenen 

zurücktreten.“

S   n    p     n :

„W        S       n-

 ig : Umg n   i  

p y  is    r      Mit-

    i  n   “ v   

18.  i  19. N        

2024    K  ig      

Abb. 2: Konsumeinschätzung 

unterschiedlicher Fachdienste nach 

ICD-10 Kriterien zur Suchtmittel-

belastung nach Geschlecht 

Quelle: Länderarbeitsgruppe 2022, S. 3
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funde in einer bayeri-

schen Haftanstalt, in: FS 

(4), S. 272-278.

Europäisches Parlament 

(2008). Entwurf einer 

Entschließung des euro-

päischen Parlaments 

zur besonderen Situati-

on von Frauen im Ge-

fängnis und zu den Aus-

wirkungen der Inhaftie-

rung von Eltern auf de-

ren Leben in Familie 

und Gesellschaft. 

https://

envollzug.
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„Eine Weiterentwicklung des 

Frauenvollzuges ist 

notwendig, um den 

bestehenden strukturellen 

Benachteiligungen durch eine 

oft geforderte 

‚kompensatorische 

Vollzugspraxis‘ 

entgegenzuwirken.“

gangenen beiden Jahr-

zehnten Fortschritte im 

Frauenvollzug ausma-

chen. Die Evaluation im 

Strafvollzug des Landes 

Nordrhein-Westfalen 

(EVALiS) zeigt, dass in 

der Frauenanstalt Wil-

lich II am 19. April 2019 

drei Maßnahmen zum 

Erwerb sozialer Kompe-

tenzen mit 29 Teilneh-

merinnen, fünf schuli-

sche Förderkurse mit 30 

Teilnehmerinnen, fünf 

Kurse zur Vermittlung 

beruflicher Fähigkeiten 

bzw. Qualifikationen mit 

43 Teilnehmerinnen und 

fünf Motivierungs- und 

Beratungsangebote für 

Suchtkranke mit 61 Teil-

nehmerinnen stattfanden 

(Wirth 2019).

Eine Weiterentwicklung 

des Frauenvollzuges ist 

notwendig, um den be-

stehenden strukturellen 

Benachteiligungen durch 

eine oft geforderte 

„kompensatorische Voll-

heitsstrafen. Die damit 

einhergehende kürzere 

Verbüßungsdauer und 

die bereits erwähnten 

(Aus-)Bildungsdefizite 

führen zu vielfältigen Be-

nachteiligungen bei der 

Vollzugsgestaltung. Ob-

gleich das Angebot hin-

sichtlich Arbeit, Ausbil-

dung, Behandlung, Ent-

lassungsvorbereitung, 

Freizeit, Schule und 

Übergangsmanagement 

weiterhin übersichtlich ist, 

lassen sich in den ver-
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www.europarl.europa.eu

/doceo/document/A-6-

2008-0033_DE.html.

Länderarbeitsgruppe 

„Bundeseinheitliche Er-

hebung zur stoffgebun-

denen Suchtproblematik 

im Justizvollzug“ (2022). 

Jährliches Fact-Sheet 

zur stoffgebundenen 

Suchtproblematik in 

bundesdeutschen Jus-

tizvollzugsanstalten. 

Stichtagsdaten vom 

31.03.2022 zur Konsu-

eine frauenspezifische 

Ausgestaltung des Voll-

zugs. So sehen die 

Bangkok-Regeln bei der 

Gesundheitsversorgung 

detaillierte Vorgaben für 

eine frauenorientierte 

zugspraxis“ entgegenzu-

wirken. Die „Prinzipien 

frauenspezifischer Straf-

fälligenhilfe“ des BAG-S-

Fachausschusses „Straf-

fällig gewordene Frauen“ 

sowie die VN-Grundsätze 

zur Behandlung von 

weiblichen Gefangenen 

und zu nicht-freiheits-

entziehenden Maßnah-

men für weibliche Straf-

fällige (Bangkok-Regeln 

2010) enthalten dies-

bezüglich wichtige 

(Mindest-)Grundsätze für 

medizinische Behand-

lung vor. Diese Empfeh-

lungen – soweit bekannt 

– stoßen in der Praxis 

des Frauenvollzuges auf 

ein positives Echo, zu-

mal das Bewusstsein 

über die Bedarfe und 

Problemlagen inhaftier-

ter Frauen ohnehin aus-

geprägt ist. Allerdings 

begrenzen immer wieder 

eingeschränkte perso-

nelle und finanzielle 

Ressourcen den Hand-

lungsspielraum im Frau-
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 Konzeption und Durchführung 

individueller Personalauswahl-

verfahren (Assessment Center) 

für Führungskräfte

 Managementtrainings zur Förde-

rung und Weiterentwicklung von 

Nachwuchsführungskräften

 Trainings, Veranstaltungen und 

Beratung im Bereich Presse- und 

Öffentlichkeitsarbeit 

(Medienakademie der nieder-

sächsischen Justiz)

 Beratung und Coaching von Füh-

rungskräften

 Informationen über Trends und 

aktuelle Veränderungsprozesse 

im Justizvollzug  u. a. durch die 

Herausgabe unseres Newsletters

Die Räume der Führungsakademie 

für den Justizvollzug befinden sich 

in der Fuhsestraße 30 in Celle. Dort 

stehen auch Tagungsmöglichkeiten 

zur Verfügung. 

An Führungskräfte werden 

überall hohe Anforderungen ge-

stellt. Für Sie als Führungskräfte 

im Justizvollzug gilt das ganz 

besonders. Auf Sie konzentrieren 

sich nicht nur die Erwartungen 

Ihrer Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter, sondern auch die der Ge-

fangenen und der Öffentlichkeit. 

Erwartungen, die nicht einfach zu 

erfüllen sind. Wie können Sie 

vorhandene Ressourcen besser 

nutzen? Wie begleiten Sie Ver-

änderungsprozesse und initiieren 

Innovationen? Wie gehen Sie 

professionell mit den Medien 

um? Wir unterstützen Sie als 

Führungskraft im Justizvollzug 

bei der Wahrnehmung Ihrer viel-

fältigen Aufgaben.

Wir bieten an:

 Organisation von Veranstaltun-

gen zu aktuellen Themen 

 Beratung bei Projekten und 

Organisationsentwicklung

Die Räumlichkeiten der Führungsakademie 

befinden sich in der Fuhsestraße 30 in Celle

Die Führungsakademie... 

https://bildungsinstitut-

justizvollzug.niedersachsen.de/ 

Die nächsten Veranstaltungen (Auszug)

Datum Thema

04. - 05.11.2024

in Celle
Bundesweites Forum: Sicherungsverwahrung 

18. - 19.11.2024

in Königslutter
Wenn die Seele kündigt: Umgang mit psychisch kranken Mitarbeitenden 

20.11.2024

in Celle
Alles was Recht ist: Vollzugsrecht für Führungskräfte“
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https://bildungsinstitut-

justizvollzug.niedersachsen.de/ 

                    Ihre Ansprechpartner/-innen für die Bereiche:       

Marketing, Finanzen, Verwaltung, Newsletter

Michael Franke Diplom-Kaufmann (FH)

Telefon: (0 51 41)  59 39 - 479
E-Mail: michael.franke@justiz.niedersachsen.de

Veranstaltungsorganisation, Seminarvorbereitung, Rechnungswesen, Verwaltung

Maya Tsantilis Verwaltungsangestellte

Telefon: (0 51 41)  59 39 - 489
E-Mail: maya.tsantilis@justiz.niedersachsen.de

ViSdP:

Bildungsinstitut des niedersächsischen Justizvollzuges 
Fuhsestraße 30
29221 Celle
Internet: www.bildungsinstitut-justizvollzug.de

Redaktion und Layout: Michael Franke

Titelbild: PHOTOCASE (www.photocase.com)

Auflage: ausschließlich als pdf-Datei, 25 Druckexemplare 

Nachwuchsfördertrainings, Organisationsberatung, Coaching

Christiane Stark Diplom-Supervisorin und Organisationsberaterin 

Telefon: (0 51 41)  59 39 - 469
E-Mail: christiane.stark@justiz.niedersachsen.de

Medienkompetenzzentrum der niedersächsischen Justiz

Marika Tödt Ass. jur., Journalistin

Telefon: (0 51 41)  59 39 - 449
E-Mail: marika.toedt@justiz.niedersachsen.de

         Impressum 

Nachwuchsfördertrainings, Personalauswahl, Organisationsberatung, Coaching

Kay Matthias Diplom-Psychologe

Telefon: (0 51 41)  59 39 - 439
E-Mail: kay.matthias@justiz.niedersachsen.de

Marketing, Finanzen, Verwaltung, Newsletter

Führungskräfteentwicklung, Organisationsberatung, Coaching

Nicole Steimetz Diplom-Supervisorin und Organisationsberaterin 

Telefon: (0 51 41)  59 39 - 352
E-Mail: nicole steimetz@justiz.niedersachsen.de

Personalauswahl, Führungskräfteentwicklung, Organisationsberatung, Coaching

Marketing, Finanzen, Verwaltung, Newsletter

Marina Diederich Sonderpädagogin

Telefon: (0 51 41)  59 39 - 459
E-Mail: marina.diederich@justiz.niedersachsen.de

Fortbildungen, Führungskräfteentwicklung, Organisationsberatung, Coaching, Supervision

Nachwuchsfördertrainings, Organisationsberatung, CoachingFührungskräfteentwicklung, Organisationsberatung, Coaching, GpB


